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Berlin, 9. Dezember. Der Kaiſer hat geruht: den Direktor bei 
dann königlich preußiſchen Landgericht in Kiel, von Lenthe, zum kaiſer⸗ 
ichen Geheimen Regierungsrath und vortragenden Rath im Reichs⸗ 
Juffigamt zu ernennen. NE S 
Der König hat geruht: den Ober⸗Regierungsrath und Regierungs⸗ 
btheilungs⸗Dirigenten Alfred v. Roſen zu Schleswig zum Präſidenten 
Regierung in Arnsberg zu ernennen. 


Dom Fandtage. 
23. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 9. Dezember. Am Miniſtertiſche: v. Puttkamer und 

Bitter mit zahlreichen Kommiſſarien. N 

Die Berathung des Etats des Kultusminiſteriums be 
nt mit Genehmigung der Einnahmen. Gegen Titel 1 der Zug: 

gaben (Beſoldung des Ministers) melden ſich Windtborſ, Langerhans, 

„Jazdzewski, Meyer (Breslau) und Knörcke, für denſelben Seyffarth 


OR 
zum Wort. 5 8 
e Abg. Windthorſt: Meine Freunde und ich bedauern es out: 
nichtig, daß fie in dieſem Jahre wieder die Berathung des Kultusetats 
benutzen müſſen, um ihre Klagen über die kirchenpolitiſche Lage und 
die der römiſch⸗katholiſchen Kirche insbeſondere vorzubringen. Aber 
ge Noth zwingt uns dazu, und dieſe Noth muß ſie entſchuldigen, 
Wb dann, wenn Ihnen die Erörterung unbequem ſein follte. Sie 
haben es ja in der Hand, die Unbequemlichkeit zu beſeitigen, wenn 
Sie die Urſache der Klage beſeitigen wollten. (Sehr richtig.) Die 
ganze ſogenannte Maigeſetzgebung wird nach wie vor in allen weſent⸗ 
ichen Punkten zur vollen Anwendung gebracht, wenn auch der gegen⸗ 
wärtige Kultusminiſter hie und da, feiner verſöhnlichen Stimmung 
ſprechend, mildernd einzuwirken verſucht hat. Das Syſtem dieſer 
Geſetzgebung iſt in dem Bewußtſein und der Abſicht gemacht worden, 
die Kirche vom Staat vollſtändig abhängig zu machen und die 
atholiſche Kirche entweder zu vernichten (Oho! rechts) oder, was noch 
chlimmer iſt, zu verfälſchen. Wer das nicht zugeben will, beweiſt, daß 
er die Maigeſetzgebung nicht geleſen hat erden In Folge 
deſſen find die Bisthümer zum größten Theil verwaiſt, ein Theil der 
Bischöfe iſt geſtorben und kann nicht erſetzt werden, ein anderer aus 
dem Lande getrieben; und in neuerer Zeit haben wir das Beiſpiel vor 
daß in der Diözeſe Fulda ein Domkapitular übrig bleibt, dem 
möglich iſt, überhaupt eine geordnete Verwaltung zu führen. 
ge SE die ſich dem geiſtlichen Stande widmen wollen, müſſen 
das Ausland gehen; ein genügender Nachwuchs entſteht nicht. An 
tauſend Pfarreien find erledigt, und es giebt meilenweite Strecken, 
en ein Prieſter nicht mehr anzutreffen iſt. Wenn dann in der 
ge für die geiſtlichen Bedürfniſſe des Volkes Männer ſich finden, 
ie in der erſten Heidenzeit, im Geheimen gehen müſſen, um den 
enden die Sakramente zu bringen, dann wird auf dieſe Geiſtlichen 
gemacht, wie auf Wild (Sehr richtig im Centrum), und ganze 
mpagnien werden aufgeboten, um einen Prieſter feſtzunehmen, der das 
ubrechen begangen hat, einen Kranken zu tröſten. (Hört!) Das iſt in 
ſen geſchehen, wie wir vor einigen Tagen gehört haben, uns Sie Gur 
echten) haben geſchwiegen, ich hoffe, nicht um es zu billigen; aber Sie 
haben nicht den Muth gehabt, es zu ſagen. Das iſt geſchehen im 
Jahre 1880, consulibus Fürſt Bismarck, Graf Eulenburg, Miniſler 
Friedberg und Herr v Puttkamer. Auf dem Gebiete des Schulweſens 
Iden wir nichts Tröſtliches. Auf den Hochſchulen, den Gymngſien, in 
den Seminarien macht ſich eine ungläubige, materigliſtiſche Richtung 
breit und beinahe zur allein vorherrſchenden. Wir ſehen die Näthe des 
Miniſteriums, welche ſo weſentlich zu ſolcher Beſetzung der Hochſchulen 
ch heute im Amte oder doch in 


war ein Verſuch, die Kirche Gottes nicht mehr als eine von Gottes 
Gnaden erſcheinen zu laſſen, ſondern als eine von Miniſter Gnaden, und 
zu werden wir niemals mitwirken. Sollte es in dem Plane der Vor⸗ 
ſehung liegen, daß die Kirche auf deutſchem Boden ihre heilſame Wirk⸗ 
ſumkeit nicht mehr entfalten foll, dann wollen wir uns in die Beſchlüſſe 
er Vorſehung ergeben und warten, bis neue Miſſionäre die Fackel des 
laubens entzünden. Wir haben ſelbſt dieſen Verſuch nicht ohne Wei- 
eres zurückgewieſen: wir haben es mit ſchwerem Herzen gethan, weil 
ale von uns geſtellten Amendements verworfen worden ſind, 
obwohl fie in der That In mäßig waren, wie es nur bont 
Mar 1 Daneben ſollte Meier Piſuch keineswegs den dont: 
den Kern der Mai⸗Geſetzgebung beſeitigen; man hatte nur vor 
zügen, das äußere Gerüſt aufzustellen, aber die anderen Mittel zu bes 
halten, womit das Herz der Kirche allmählich verdorrt wäre in dem 
denen Formalismus poltzeilicher Anordnungen. Deſſen ungeachtet 
Bolten auch wir die Hand dazu reichen, wenn uns die Verſicherung 
egeben wäre, daß demnächſt Verhandlungen wegen der organiſchen 
ton der Maigeſetzgebung ſtattfinden ſollten. Ich habe wiederholt 
den Miniſter interpellirt, ob er uns in dieſer Hinſicht Garantien 
EH könnte; Schweigen war die Antwort geweſen! Dann a 
Or⸗ 
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fur das wunderbare Schauſpiel erlebt, daß die Regierung eine 
‚age brachte, in der ein Paragraph enthalten war, welcher ein weſent⸗ 


age 
ale 


nis 
Bn 


Reg | 


iſt nichts geſchehen. Sie hatte das Recht, den Geiſtlichen und Kirchen 
die geſperrten Einnahmen wiederzugeben; in keinem Falle iſt von die⸗ 
ſem Recht Gebrauch gemacht worden. Wir ſtehen noch heute da, wo 
wir im vorigen Jahre geſetzlich ſtanden. Die Gemeinden, von Staats⸗ 
und anderen Laſten bereits erdrückt, müſſen den letzten Pfennig ſam⸗ 
meln, um ihre Geiſtlichen vor Noth und Armuth zu ſchützen, und doch 
kann ich den Herren ſagen, daß eine ganze Reihe von Geiſtlichen 
darbt, daß ich eine Reihe von Geiſtlichen kenne, denen es nicht möglich, 
ſich wöchentlich ein Stück Fleiſch zu kaufen. (Hört! Hört!) Man hat 
nicht etwa diejenigen Einnahmen geſperrt, die der Staat freiwillig ge⸗ 
geben hatte, ſondern auch diejenigen, die er zu geben ex titulo oneroso 
verpflichtet war. Dieſe geſetzliche Exekutivmaßregel ſteht einzig in 
ihrer Art da; ſie kennzeichnet ſo recht die berechnende Gewaltſamkeit, 
die man in dem ganzen Kampfe beobachtet hat und die Fürſorge für 
die Unterthanen, die eine Regierung wahren muß. Für die Kranken⸗ 
pflegeorden war dieſe oder jene Erleichterung in Ausſicht genommen: 
von dem Eintritt dieſer Erleichterung hören wir nichts, und 
ſelbſt das frühere Geſetz wird mit derſelben Rigoroſität durchgeführt, 
wie bisher, obwohl daſſelhe eine andere Auslegung zuläßt. Wenn 
die öffentlichen Blätter richtig berichten, jo hat der Kultusminiſter 
allerdings den Verſuch gemacht, mit dem Miniſter des Innern Erleich⸗ 
terungen herbeizuführen; der Herr Juſtizminiſter hat aber in ſeiner 
Gerechtigkeit gefunden, daß das nicht zuläſſig ſei. (Hört!) Es wird 
mir angenehm ſein, wenn man dieſes Zeugniß widerlegen kann. Je⸗ 
denfalls werden aber die armen Krankenpflegerorden, die doch wahrlich 
nichts Staatsgefährliches an ſich haben, dezimirt durch das Uebermaß 
der Anſtrengungen, die ſie auf ſich nehmen müſſen, da man ſie nicht 
kompletiren kann. Dieſen traurigen Verhältniſſen ſteht die Regierung 
mit verſchränkten Armen gegenüber und zählt die Sekunden, wo end⸗ 
lich dieſe verhaßte Kirche enden werde. Wie erklärt es ſich ſonſt, daß, 
nachdem man im Mai und Juni das Zuweitgehen der Maigeſetze an⸗ 
erkannt hatte, heute nicht eine einzige Vorlage kommt, welche dieſes 
Zuweitgehen beſeitigt? Die Regierung müßte den noch übrigen Theil 
dieſer Seſſion dazu benutzen, mindeſtens die von ihr als zu weit 
gehend anerkannten Punkte der Maigeſetze zu beſeitigen und darauf 
bezügliche Anträge zu ſtellen. Auch wir werden uns um die 
Herbeiführung prgktiſcher Folgen bemühen, und als den be⸗ 
ſcheidenſten der in diefer Beziehung von uns zu ſtellenden An⸗ 
träge kündige ich ſchon jetzt den auf Erlaß eines Geſetzes an, 
demzufolge die Spendung der Sakramente und die Feier der 
heiligen Meſſe ſtraffrei fein ſoll. Dieſen Antrag werde ich gegen das 
Ende der Diskuſſion bringen und damit auch den von Hänel ange⸗ 
kündigten Vorwurf beſeitigen, daß wir bei dieſen Diskuſſionen keine 
praktiſchen Reſultate erzielten. Wir wollen dann ſehen, was die 
Herren auf dieſe einfache Forderung iſſensft g 
werden. Wir können bei dieſem Antrage freilich nicht ſtehen bleiben, 
aber er ſoll den ſchreiendſten Nothſtänden weitere Abhülfe ſchaffen und 
der Regierung die Zeit zu einer organiſchen Geſetzgebung geben. Ein 
Abſchluß iſt nur zu erreichen, wenn die Regierung zunächſt mit der be⸗ 
rufenen Stelle, dem apoſtoliſchen Stuhle, die Verhandlungen wieder 
aufnimmt, welche neimals hätten unterbrochen werden ſollen und auf 
Grund derſelben die zur formellen Richtigſtellung der Sache erforder⸗ 
lichen geſetzlichen Maßnahmen trifft. Ich richte an den Miniſter die 
Anfrage, ob es in der Abſicht der Regierung liegt, die unterbrochenen 
Verhandlungen wieder aufzunehmen, oder ob Schritte geſchehen find, 
das zu thun, eventuell wann es beabſichtigt wird. Wir haben das 
Recht des paſſiven Widerſtandes gegen Geſetze, die unſer Gewiſſen 
einſchnüren. Ich habe dieſe Darlegungen an die Poſition „Miniſter⸗ 
gehalt“ geknüpft, nicht um dem verehrten jetzigen Inhaber des Por⸗ 
kefeuilles ein Mißtrauensvotum zu geben, wohl aber, um ihm zu ja: 
gen, mit Halbheiten ſind die Dinge nicht zu machen; die Ketten, die 
ihn abhalten, das voll und ganz zu thun, was ſein Herz erſehnt, muß 
er zerreißen. Dann wird er ſich um das Vaterland und ſeinen König 
verdient machen. (Beifall im Zentrum.) Ke 
Kultusminiſter v. Puttkamer: Durch einige Ausführungen des 
Herrn Vorredners klang ein gewiſſer ſchmerzlich Se Zug durch, 
der indeſſen der polemiſchen Schärfe des Übrigen Theils, wie ich a 
geben muß, keinerlei Eintrag gethan hat. Denn wenn man ſo weit 
geht, zu ſagen, die preußiſche Maigeſetzgebung könne nur darauf be⸗ 
rechnet ſein, die katholiſche Kirche entweder zu vernichten oder zu ver⸗ 
fälſchen, dann ſetzt man ſich dem berechtigten Vorwurf aus, den ich 
neulich in einem vielgeleſenen Buche eines katholiſchen Schriftſtellers 
gefunden habe (Ruf aus dem Zentrum: wie heist er?), dem Vorwurf, 
daß man dem Intereſſe der katholiſchen Kirche durch nichts ſchlechter 
dient als durch Uebertreibung (Ruf: Baumſtark !). Ja, Baumſtark, dor 
ein treuer Sohn ſeiner Kirche iſt. (Ruf: geweſen! Aber ein ſehr 
wunderlicher!) Aber ich will damit nicht gejagt haben, daß die könig⸗ 
liche Staatsregierung nicht einige Geſichtspunkte in den Ausführungen 
des Vorredners, ich will nicht ſagen theilt, aber zu würdigen verſteht. 
Die Staatsregierung theilt mit ihm den Schmerz und die Betrübniß 
darüber, daß wir heute nach einem Jahr voll Ringen, Mühen und 
Kämpfen in der Ausgleichung unſerer kirchenpoliſchen Wirren nicht 
weiter gekommen ſind, als es der Fall iſt. Die Staatsregierung blickt 
ferner mit dem Herrn Vorredner mit großer Beſorgniß in die Zukunft 
unſerer kirchenpolitiſchen Verhältniſſe, ſie ſieht ſie auch in dieſem 
Augenblick mit einem dichten Schleier verhängt, durch welchen kaum 
ein Hoffnungsſtrahl hindurchdringt. Aber in der Stellung und Beur⸗ 
theilung der Verantwortlichkeitsfrage, welche er mit ſolcher Schärfe 
auch heute wieder in den Vordergrund geſtellt hat, ſteht die Staats⸗ 
regierung — und das muß ich mit allem Nachdruck betonen — auf 
einem ihm völlig entgegengeſetzten Standpunkt. Wenn man in einer 
ſo ernſten und ſchweren Sache es überhaupt für ziemlich erachten 
könnte, dialektiſche Kunſtgriffe zu gebrauchen, ſo würde ich mir erlau⸗ 
ben, dem Herrn Vorredner auf ſeine doppelte Frage: „was wird die 
Staatsregierung an Geſetzesvorlagen bringen und wird ſie die unter⸗ 
brochenen Verhandlungen mit der Kurie wieder aufnehmen?“ die Frage 
entgegenzuſtellen: „was hat denn er und ſeine Partei dazu beigetra⸗ 
gen in den letzten Monaten, um es der Staatsregierung möglich zu 
machen, den Weg zu betreten, den er als den allein räthlichen und 
zuläſſigen erachtet? (Sehr wahr! rechts.) Der Herr Vorredner 
ſagte mit Recht: „worin beſtehen denn unſere, der Katholiken, Mittel, 
die Noth unſerer Kirche und unſerer eigenen Noth zu vertreten? Wir 
haben ja nur die Preſſe, das Vereinsrecht, das Parlament.“ Sehr 
richtig. Aber ich muß doch hier bezeugen, daß wenigſtens nach meiner 
Auffaſſung der von dieſen durchaus legitimen Mitteln, namentlich in 
den letzten Monaten nach dem Schluß der Sommernachſeſſion gemachte 
Gebrauch die Regierung mit einer gewiſſen Beſorgniß erfüllt hat, daß 
wir noch lange nicht wenigſtens an dem inneren Ausgleich ſtehen, den 


der Gewiſſensfreihert beſchließen 


auch der Herr Vorredner ſo lebhaft zu wünſchen erklärt har. Er er⸗ 
kannte nun an, daß von Seiten der Regierung der Verſuch gemacht 
ſei, eine Beſſerung unſerer kirchenpolitiſchen Verhältniſſe herbeizuführen 
und knüpfte an das Geſetz an, das uns vor 5 Monaten hier ſo lebhaft 
beſchäftigte. Da muß ich nun zunächſt erklären: wo wären wir heute, 
wenn dieſes Geſetz wenigſtens in einer Form zur Annahme gelangt 
wäre, welches der Regierung die Möglichkeit an die Hand gegeben 
hätte auf dem Wege fortzuſchreiten, den ſie für die Verſtändigung und 
den Ausgleich als den allein zuläſſigen von jeher betrachtet hat? Meine 
Herren, ich bin nicht ſo kühn behaupten zu wollen, daß wir uns dann 
heute bereits vollkommen in dem ruhigen Fahrwaſſer des inneren 
Friedens befänden, aber die Regierung häkte dann wenigſtens ein wirk⸗ 
ſames Werkzeug, um dieſen Frieden anzubahnen. Ich habe die kirchen⸗ 
politiſche Vorlage niemals anders auffaſſen können, denn als ein ſolches 
Werkzeug zum Frieden und zur Verſtändigung. Meine Herren, ich weiſe 
a limine alle Inſinuationen zurück, welche fremde politiſche Nebenab⸗ 
ſichten mit dieſer Vorlage in Verbindung zu bringen ſuchen. Es war 
der wohlgedachte, wohlüberlegte, wohlgemeinte Vorſchlag, uns mit un⸗ 
ſerem lirchenpolitiſchen Gegner zu verſtändigen. Daß dabei eine vorſichtige 
diskretionäre Vollmacht in Anſpruch genommen werden mußte, das iſt 
mir wenigſtens immer klar geweſen, und ich glaube, ohne mich zu 
i ren, aus der Entwickelung der letzten Monate auch eine kleine Wand⸗ 
lung in der öffentlichen Meinung konſtatiren zu können. Es mußte 
ein gewiſſes Maß diskretionärer Vollmacht gefordert werden, wenn 
man ſich vergegenwärtigt, mit welchem Gegner man es zu thun hat, 
mit einem Gegner, der in aller Unverantwortlichkeit uns gegenüher⸗ 
ſteht, der nur nach großen, weltumſpannenden kirchenpolitiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkten ſeine Haltung einrichtet. Der Herr Vorredner ſagt, das 
Zentrum habe ja in dieſer Vorlage keineswegs feindlich gegenüberge⸗ 
ſtanden, es habe nur verlangt, daß ſeine ganz mäßigen Amendements 
zur Annahme gelangen, dann würde ſich wohl eine Verſtändi⸗ 
gung mit der Regierung haben herbeiführen laſſen. Ich habe 
dieſe mäßigen Amendements ziemlich gendu im Gedächtniß, und 
will nur auf das hinweiſen, welches der Abg. Windthorſt in 
Form eines neuen Antrages bereits angekündigt hat und met 
ches ja auch zu dem jetzigen Art. 5 des Geſetzes vom 14. Juli 
1880 geſtellt war. Dieſer Artikel hat die Abficht, der kirchlichen 
Noth inſofern ein Ende zu machen, daß geiſtliche Amtshandlungen von 
rite angeſtellten Geiſtlichen, d. h. von ſolchen, welehe nicht mit und 
durch Anſtellung mit den Staatsgeſetzen ſich in Konflikt befinden, 
künftig ſtraffrei ſein ſollen. Ich muß mich einigermaßen wundern, daß 
der Vorredner jo ſehr leicht ber die beilſame w Kahles Welt Geſetzes⸗ 
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delen Mitbürger gedient. (Pört härt! rechts) Ich erke 
hiermit bereitwillig an, daß die katholiſche Pfarrgeiſtlichkeit mit mufte 
hafter Hingebung ſich die Ausführung dieſes Artikels angelegen ſein 
läßt. Aber was ich nicht anerkenne, iſt, daß die Lücken in der regulären 
Seelſorgegeiſtlichkeit bereits an einzelnen Orten ſo groß ſeien, daß 
nicht ohne große Erſchwerniß die hier gebotene legale Aushilfe der 
wirklich vorhandenen Noth auf dem ſeelſorgeriſchen Gebiete wirkſam ab⸗ 
zuhelfen geeignet ſei. Was verlangt nun aber das Zentrum? Einfach 
eine virtuelle Außerkraftſetzung des Fundamentalprinzips der preußiſchen 
Maigeſetzgebung, nämlich der Vorſchrift, daß eine Anzeigepflicht erfüllt 
werden muß, bevor ein Geiſtlicher zu öffentlichen Funktionen zugelaſſen 
werden kann. (Sehr richtig! rechts.) Ich ſage nicht, daß das die be⸗ 
wußte Abſicht des Antragſtellers iſt (Heiterkeit), denn wenn fie das 
wäre, dann müßte ich an feiner Aufrichtigkeit Zweifel haben. Gr 
ſagt mit vollem Recht — von ſeinem Standpunkte aus —: wir 
verlangen Gewiffensfreit und als einen nothwendigen Beſtand⸗ 
theil dieſer Gewiſſensfreiheit und der E Religionsübung 
ſehen wir es an, daß der Geiſtliche überall die Sakramente 
muß ſpenden können. (Sehr richtig! im Zentrum.) Und wenn 
ich Ihnen nun vor Augen führe, daß die Sakramente — 
ich nehme an, er meint ſämmtliche — Glbg. Windthorſt: natürlich!) 
den weſentlichen Theil des katholiſchen Religionsdienſtes in ſich ſchließe, 
jo involvirt die Forderung, welche der Abg. Windthorſt geſtellt hat 
und noch fernerhin ſtellen will, in der That eine virtuelle Außerkrafts 
ſetzung der weſentlichſten Beſtimmungen unſerer Maigeſetzgebung. Ich 
will dieſen Standpunkt nicht kritiſiren, aber jedenfalls iſt er nicht der 
der Regierung und kann es abſolut nicht ſein. Denn wenn der Staat 
ſich nicht ſelbſt aufgeben will, dann können Sie ihm alles Mögliche 
zumuthen im Wege der Reviſion der organiſchen Geſetzgebung, aber 
doch jedenfalls das nicht, daß er unter ſeinen Augen eine Beſtimmung 
von hinten herum in ſeine Geſetzgebung hineinbringen läßt, welche 
offenbar mit ihrem Fundament in direktem Widerſpruch ſteht. (Unruhe 
im Zentrum.) Der Abg. Windthorſt betont, was im Uebrigen ge⸗ 
ſchehen ſei zur Ausführung des Geſetzes vom 14. Juli, welches ja nach 
ſeiner Meinung durchaus unzulänglich iſt, — das erkenne ich übrigens 
auch an, wir hätten es auch zulänglicher gewünſcht — und er kam da⸗ 
bei auf den Art. 6, der ſich ja bekanntlich mit den Vorſchriften be⸗ 
Ichäftigt, welche zur Erleichterung der mit der Krankenpflege beſchäf⸗ 
tigten Kongregationen dienen. An hätte nicht gewünſcht, daß der 
Herr Abgeordnete bei dieſer Gelegenheit angebliche in der Preſſe ver⸗ 
verbreitete ſchwierige Meinungsverſchiedenheiten innerhalb des preu⸗ 
ßiſchen Miniſteriums zur Sprache brachte; ich bin der Meinung, daß 
das die Verſtändigung unter uns jedenfalls nicht leichter machen wird, 
ich will aber mittheilen, daß über die Ausführungen dieſes Art. 6 Er⸗ 
wägungen und Verhandlungen im Schoße der Staatsregierung 
ſchweben, nothwendig geworden durch die Haltung der einzelnen Kon⸗ 
gregationen, welchen wir gern dieſe Wohlthat des Art. 6 zu Theil 
werden laſſen möchten, und ich hoffe, daß die Verhandlungen einen 
Abſchluß finden, der es uns möglich macht, die ganze wohlthätige Ab⸗ 
ſicht des Art. 6 in vollem Umfange zur Ausführung zu bringen. Auf 
die Frage: was wird die Staatsregierung thun, um die Verhandlungen 
mit der leitenden Stelle der katholiſchen Kirche wieder aufzunehmen? 
— habe ich zu erklären, daß die Staatsregierung nach den 
gemachten Erfahrungen es der Würde der preu⸗ 
ßiſchen Monarchie und der Güte und Gerechtigkeit. 
der von ihr vertretenen Sache entſprechend für 
erforderlich hält, einſtweilen eine ruhige zu⸗ 
wartende Haltung einzunehmen, eine Haltung, 
welche gekennzeichnet wird durch die fortgeſetzke 
pflichtmäßige, aber, wie ich hinzuſetzen kann, 
thunlichſt ſchonende Ausführung der beſtehenden 
Geſetze. Meine Herren, die Staatsregierung wird, ſollte die 
Möglichkeit an ſie herantreten, den Verſuch der Wiederaufnahme von 


Unterhandlungen zu machen, ſich der Pflicht ſicherlich nicht entziehen 
(Sehr gut), mit Ernſt und Aufrichtigkeit dieſe Möglichkeit weiter zu 
erwägen. Bis dahin muß ich ſchon das hohe Haus bitten, der Re⸗ 
gierung das Vertrauen zu ſchenken, daß ſie die ſchwere Verantwortung, 
Die auf ihr in dieſer Beziehung laſtet (Sehr wahr! im Zentrum), mit 
nd und Energie fortzutragen beſtrebt fein wird. (Bei⸗ 
all rechts. g i 
f Abg. Petri: Die Verwaiſung vieler Pfarreien bedauere auch ich 
auf das Lebhafteſte, wenngleich die Frage aufzumerfen iſt, ob nicht, 
wenigſtens in einzelnen Landestheilen zu viel Geiſtliche vorhanden wa⸗ 
ren. In einzelnen Diözeſen kommt nach einer offiziellen Berechnung 
auf 500 Katholiken 1 Seelſorgeprieſter und auf 360 ein Prieſter Aber 
haupt. Da bleibt den Herren zu viel Zeit für Beſchäftigung in Ne⸗ 
benämtern, namentlich in der Politik übrig; ohne dieſen Umſtand hätte 
der Kulturkampf nicht ſeine Siedehitze erreicht. Man legt der Regie⸗ 
rung und den Liberalen die Verwaiſung der katholiſchen Pfarreien zur 
Laſt. Aber ſchon vor dem Geſetz vom 11. Mai 1873 über die Vorbil⸗ 
dung und Anſtellung der Geiſtlichen war in der Rheinprovinz die An⸗ 
zeigepflicht poſitiwes Recht. Artikel 10 der Konvention Frankreichs mit 
dem Papſte vom Jahre 1801, die in gewiſſen Theilen der Rheinprovinz 
Geſetzeskraft hatte, beſtimmte, daß nur ſolche Geiſtliche, die der Staats⸗ 
gewalt annehmbar waren, ernannt werden ſollten. Dies ſetzt doch die 
Anzeige voraus. Allerdings iſt dieſe Beſtimmung 1848 wieder aus der 
Welt geſchafft worden, indem die kirchlichen Behörden fie unter Kon⸗ 
nivenz des damaligen Kultusminiſters als durch die neue Staatsver⸗ 
faſſung beſeitigt anſahen, obgleich letztere ausdrücklich die auf ſpeziellem 
Rechtstitel beruhenden Beſtimmungen aufrecht erhielt. Rom benutzt 
aber jede Gelegenheit, um feine Macht per tas et nefas zu verſtärken. 
(ho!) Ein eklatantes Beispiel bietet in dieſer Beziehung das Verfah⸗ 
ken Roms dem franzöſtſchen Staate gegenüber. Dieſer bat die Biſchöfe 
zu ernennen, der Papſt b ſie. Nach dem Sturze des letzten 
Kaiſerreichs machte man von Rom aus den Verſuch, in der Beſtäti⸗ 
gungsurkunde die altüblichen Worte, quem nominavit, auszulaſſen. 
err Thiers merkte dies und reklamirte. Darauf verwendete der päpſt⸗ 
iche Stuhl das Ernennungsrecht des Staates in ein bloßes Präſenta⸗ 
tionsrecht. Auch dieſe Urkunde wurde natürlich von Thiers nicht voll⸗ 
zogen. Man ſieht, daß die Herren in Rom viel ſchlauer ſind, als un⸗ 
jere Herren im Miniſterium. (Heiterkeit!) Die Schuld an der Ver⸗ 
waiſung trägt alſo lediglich Rom ſelbſt. Rom hat, wenn es ſich um 
Vermehrung ſeiner Rechte handelte, nicht das Geringſte dangch ge⸗ 
fragt, ob Hunderte und Tauſende ohne die Tröſtungen der Religion 
ſtarben. In den zwanziger Jahren verhandelte die Schwei; über eine 
Uebereinkunft mit dem römiſchen Stuhl. In einem Bericht des 
ſchweizeriſchen Unterhändlers Fiſcher heißt es: „Auf meine Aeuße⸗ 
rung, daß die Antwort auf unſere Note doch zufriedenſtel⸗ 
lend ausfallen werde, entgegnete mir der Staatsſekretär Con⸗ 
ſalbt, es ſei unmöglich darauf einzugehen; das widerſpreche den Grund⸗ 
ſätzen und Rechten der Kirche, von denen dieſe ſchlechterdings nicht ab⸗ 
geben könne; es ſei beſſer, keinen Biſchof als einen Biſchof, der nicht 
alle ſeine Rechte ausüben könne.“ Alſo wenn Rom ſeine Rechte nicht 
aufrecht erhalten kann, dann kümmert es ſich um ſeine Geiſtlichen nicht. 
Es giebt aber Katholifen, die anders denken. Sehr ſympathiſch iſt mir 
die Neußerung eines Mitgliedes der badiſchen Kammer geweſen, daß 
nicht diejenigen die wahren Vertreter der Kirche ſeien, die zum fortge⸗ 
ſetzten Widerſtande, ſondern diejenigen, die zum Nachgeben und zur 
Verſöhnung riethen. Und Baumſtark, auf den Sie Cum Zentrum) 
noch vor wenigen Monaten ſtolz waren, bezeichnet in ſeiner Schrift 
„Die Wiederherſtellung der katholiſchen Seelſorge in Baden“ den „po⸗ 
litiſchen Katholizismus der Zentrumspartei für ein nationales Un⸗ 
glück“. Ohne Schuld des Zentrums wäre die Seelſorge in Preußen 
nimmermehr fo tief zerrüttet worden, und Ihre Politik muß ſchließ⸗ 
ich zur Zerſtörung aller kirchlichen Verhältniſſe führen. (Beifall links.) 
„ Langerhans: evgngeliſche Kirche iſt noch ſchlimmer 
e und tragen, wenn die Prieſter, die 
£ find 
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den Ge n ger 
werden. Wir erleben in dieſer Beziehung Dinge, die an das Unglaub⸗ 
liche ſtreifen. Ich denke hier an den Fall des Predigers Haſenclever, 
der von dem Konſiſtorium für ungeeignet erklärt worden iſt, eine Pre⸗ 
digerſtelle an einer berliner Kirche zu bekleiden. Er d in Halle und 
eidelberg ſtudirt, ſeine Examina mit Auszeichnung beſtanden und iſt 
eit zehn Jahren Prediger in Baden. Sie ſehen alſo, daß die evan⸗ 
geliſche Kirche Grund genug zu Beſchwerden hat. Ich habe mich 
eigentlich zum Worte gemeldet, um bei dem Herrn Miniſter Klage zu 
führen über ſein eigenes Auftreten. Ueber die offenbare Bevorzugung 
der Orthodoxie in der evangeliſchen Kirche will ich nicht ſprechen, ich 
würde damit hier vielleicht keinen Beifall finden, um den es mir übri⸗ 
gens auch nicht zu thun iſt. Das letzte Kirchengeſetz vom 27. Juli d. J. 
enthält Manches, was mit den beſtehenden Staatsgeſetzen ſchwer in 
Einklang zu bringen iſt. Im 8 12 dieſes Geſetzes heißt es, daß die 
Kirche die Trauung Geſchiedener verweigern dürfe, wenn die Wiever⸗ 
vereinigung der Geſchiedenen nach gemeiner Auslegung der heiligen 
Schrift von der Kirche für ſündhaft erklärt wird. Dieſes Geſetz iſt 
von Männern unterzeichnet, welche auch die Geſetze über Scheidung 
und Wiedervereinigung der Geſchiedenen unterzeichnet haben. Wie 
kann man etwas in einem Kirchengeſetz als „ſündhaft“ bezeichnen, was 
nach den anderen Geſetzen des Staates erlaubt iſt. 5 
Abg. Stengel: Herr Windthorſt hat behauptet, daß wir Frei⸗ 
konſervativen als die der Regierung am nächſten ſtehende Partei das 
letzte kirchenpolitiſche Geſetz derartig amendirt hätten, um es dem 
Zentrum unannehmbar zu machen und daß wir dieſe Abſicht auch offen 
erklärt hätten. Ich will nicht darauf eingehen, daß man aus dieſen 
Worten die allerkränkendſten Schlüſſe für die Regierung und meine 
Fraktion ziehen könnte. Ich habe die ſtenographiſchen Berichte durchge⸗ 
ſehen, aber nichts gefunden, was jene Behauptung beſtätigen könnte. 
Ich fordere den Abg. Windthorſt auf mir nachzuweiſen, wann und wo 
eine ſolche Erklärung von einem Mitgliede meiner Partei abgegeben 
worden iſt. Wenn das Zentrum behauptet, es habe das Geſetz nur 
wegen unſerer Amendements abgelehnt, ſo muß es um die wirklichen 
Gründe der Ablehnung ſehr ſchwach ſtehen, oder es müſſen Gründe 
ſein, die man nicht gern öffentlich ausſpricht. Im Intereſſe des Frie⸗ 
dens bitte ich doch, nicht mit Gründen zu kämpfen, die bei näherem 
Zuſehen in nichts zerfallen. . : f 
Abg. v Jazdzewski erklärt, daß die Hoffnungen ſeiner Partei 
beim. Amtsantritt des jetzigen Miniſters in Bezug auf die Schul⸗ und 
Kirchenangelegenheiten getäuſcht worden ſeien und kommt auf die Auf⸗ 
hebung der Kongregation der Philippiner in Goſtyn zurück: die 
Schließung der dortigen Kirche für die gottesdienſtlichen Verrichtungen 
und die eigenthümliche Vertheilung der Meßfundationen werde durch 
keine geſetzliche Beſtimmung gerechtfertigt. Für dieſe Maßregel To der 
Miniſter perſönlich verantwortlich, und fie bilde eine eigenthümliche 
Illustration zu ſeiner Verſicherung, daß er mit größter Milde und 
Rückſicht vorgehe. Auf welches Geſetz ſtützt der Miniſter die Schließung 
der Kirche, die ſo unendlich viel böſes Blut gemacht hat? Ueber die 
von der Familie v. Mycielski geſtifteten Meßfundationen habe der 
biſchöfliche Kommiſſarius keine Befugniß zu disponiren, am allerwe⸗ 
nigſten dürfe er ſie an notoriſch exkommunizirte Prieſter verleihen, wie 
er es gethan. Ferner beweiſe das Verhalten des 1 gegen die 
Gemeinde Koſten auch keine beſondere Neigung zur Milde. Er habe 
das Gefuch der beiden dortigen Manſionare zurückgewieſen, ihnen ein 
Schulzimmer zur Ertheilung des Religions⸗ und Kommunionunterrichts 
einzuräumen, obgleich dieſes Geſuch in den dortigen Verhältniſſen 
völlig begründet ſei. Die Pfarrgemeinde werde durch die Maßregeln 
der Regierung nach wie vor gezwungen ihre Todten außerhalb der 
Parochie zu begraben. Auf das Unrecht, welches durch Einbehaltung 
der Staatsleiſtungen den Emeriten geſchehe, habe er ſchon oft hinge⸗ 
wieſen, es ſei eine außerordentliche Härte, von dieſen Männern zu mer: 
langen, daß ſie um ihren Lebensunterhalt zu gewinnen gegen ihre 
Ueberzeugung die Maigeſetze anerkennen ſollen. Auch auf dem Ge⸗ 
biete des Schulweſens beſtänden die alten Klagen der polniſchen Be⸗ 


„einfach nicht beſtätigt 


völkerung fort, die Germaniſirungsverſuche würden wie unter Falk 
die Regierung allen ihren Bürgern ſchulde. : 
Miniſter v. Puttkamer: Eine ausführliche Erörterung der 
Schulfrage behalte ich mir bis zur Diskuſſion über das Elementar⸗ 
ſchulweſen vor. Eine milde Praxis bei Wiederherſtellung der Staats⸗ 
leiſtungen geſtattet das neue Geſetz nicht einzelnen Geiſtlichen oder 
Emeriten, ſondern nur ganzen Diözeſen gegenüber, ſofern in dieſen 
eine gewiſſe Ordnung der allgemeinen Verhältniſſe eingetreten iſt. Den 
Emeriten gegenüber wird aber — auch im Poſen'ſchen — eine ſehr 
milde Praxis geübt, indem man ſeitens der alten ausgedienten Geiſt⸗ 
lichen, deren Schickſal ja alle Theilnahme verdient, die einfache an die 
Regierung geſtellte Bitte um Wiederherſtellung der Staatsleiſtungen 
als genügende Vorausſetzung des Wiedereintritts der Staatsleiſtungen 
betrachtet. In dieſer Praxis iſt keine Aenderung eingetreten, noch 
wird ſie eintreten. Ich habe den Manſionaren in Hotten die Bitte 
um Ueberlaſſung der Schulräume zum Religionsunterricht nicht aus 
prinzipiellen Gründen verſagt, denn ich habe ſeit dem 5. November 
1879 in dieſen Fällen jede mögliche Rückſicht genommen, ſondern weil 
bei Erfüllung der Bitte Störungen des öffentlichen Friedens und der 
Ordnung zu fürchten waren. Der geſetzliche Inhaber der Pfarrei, 
Brenk, beanſprucht nämlich für ſich die Befugniß, dieſen Religions⸗ 
unterricht zu überwachen; die Manfionare dagegen haben erklärt, daß, 
wenn er dies verſuchen werde, fie ihn zur Thüre hinauswerfen würden, 
eine Abſicht, die ich in keiner Weiſe kritiſiren will. ( Heiterkeit.) 
Uebrigens ſind in Koſten notoriſch kirchliche Räume genug für den 
Beicht⸗ und Kommunionunterricht vorhanden. Die zu der Philippinen⸗ 
kongregation gehörige Kirche in Goſtyn mußte mit der Auflöſung 
dieſes Ordens geſchloſſen werden. Der Staatskommiſſarius hat aber, 
ſobald er von dem Beſtehen damit verbundener Meßfundationen 
Kenntniß erhielt, Einleitungen zur Wiederaufnahme derſelben getroffen. 
Das iſt leider nur in beſchränktem Maße möglich gemefen. Die Ueber⸗ 
tragung an auswärtige, von der römiſch⸗katholiſchen Kirche als erfommur 
nizirt betrachtete Geiſtliche habe ich gemißbilligt, und dieſe Maßregel, 
wie ich denke, auch zur Zufriedenheit des Kommiſſgrius, aufgehoben. 
Ich bin im Begriff anzuordnen, daß der gräflich Mycielski'ſchen 
Familie, ihrem Privatrecht gemäß, die Auswahl der Geiſtlichen — 
natürlich ſolcher, die ſich nicht gegen die Staatsgeſetze auflehnen — 
überlaſſen werde, und daß auch anderen Perſonen geſtattet werde, der 
Meſſe beizuwohnen. Die Auslegung der Al. 2 Art. 5 des Geſetzes 
vom 14. Juli d. J. ſeitens des Oberpräſidenten von Heſſen⸗Naſſau, 
daß bei dem Tode des betreffenden Geiſtlichen eo ipso auch die Funk⸗ 
tionen des ihm affiliirten Vikars oder Kaplans erloſchen ſeien, halte 
ich nicht für richtig, und habe ihn am 25. Oktober erſucht, künftig 
meiner Auffaſſung gemäß zu verfahren. Bei dieſer Gelegenheit will 
ich dem Abg. Langerhans einige Worte ſagen auf das, was er an 
meine Adreſſe gerichtet hat über meine Haltung in der Generalſynode. 
Wie der Abg. Langerhans dazu kommt, zu behaupten, ich hätte in der 
Generalſynode gegen das Schulaufſichtsgeſetz direkt oder indirekt pole⸗ 
miſirt, iſt mir vollkommen unerfindlich. Ich erinnere mich mit voller 
Beſtimmtheit, das Gegentheil geſagt zu haben. Alle diejenigen Mit⸗ 
glieder des Hauſes, die gleichzeitig Mitglieder der Generalſynode ſind, 
werden es mir bezeugen, ich habe ausdrücklich erklärt, daß ich die 
Schule für eine Staatzanitalt erachte, und daß der Staat der ſchweſter⸗ 
lichen Mitwirkung beider Kirchen ſich mit großer Freude bei dieſer 
Arbeit bedienen wird. Liegt darin irgend eine Kritik des Schulauf⸗ 
ſichtsgeſetzes? Dafür bin ich dem Abg. Langerhans dankbar, daß er 
in einem Punkte den vollkommen korrekten Standpunkt angenommen 
hat, nämlich daß er mich nicht verantwortlich macht für gewiſſe Strö⸗ 
mungen und Gegenſtrömungen innerhalb der evangeliſchen Kirche. Ich 
hätte ſonſt nur wiederholen können, was ich ſchon im vorigen Jahre 
über meine Pflicht, die ſtrengſte Grenzlinie der Kompetenz zwiſchen 
ſtaatlichen und kirchlichen Organen inne zu halten, geſagt habe. — 
Er hat dann an die Trauordnung und namentlich an § 12 derſelben 
erinnert, (Redner verlieſt denſelben.) Meine Herren! Das Staats⸗ 
ministerium hat dieſe Frage geprüft, iſt aber der Meinung geweſen, 
daß hier gar kein Grund zu einer Verſagung des Placet vorliegen 
könne. Ich will auf die inneren Gründe, die hierfür ſprechen, weiter 
nicht eingehen, aber einen zwingenden Grund will ich dem Abgeord⸗ 
neten Langerhans nicht vorenthalten, daß nämlich genau daſſelbe in 
der hannoverſchen Trauordnung ſteht und daß dieſe allerhöchſten Orts 
ſanktionirt und der betreffende allerhöchſte Erlaß unter Gegenzeichnung 
eines verantwortlichen Staatsminiſters im Jahre 1877 ſtattgefunden 
hat. M H., dies allein iſt ſchon für jede konſtitutionelle Regierung, 
die die Kontinuität in ihrer Handlungsweiſe aufrecht erhalten will, 
vollſtändig ausreichend, um mich und das königliche Staatsminiſterium 
von jeder Verantwortung in dieſer Beziehung zu befreien. Ich füge 
noch hinzu, daß wir auch in der Sache ſelbſt der Meinung geweſen 
ſind, daß hier Kirchen⸗ und Staatsſphäre zwar zu trennen ſind, daß 
ſie aber in dieſer Beſtimmung des Kirchengeſetzes nicht in einer Weiſe 
kollidiren, welche es nothwendig machte, das ſtaatliche Placet zur 
Trauungsordnung zu verweigern. Se 

Abg. Seyffarth: Die Rede des Miniſters vom 11. Februar 
hat auf die Volksſchullehrer tief verſtimmend gewirkt und ihre Freu⸗ 
digkeit vielfach untergraben. Aber auch im Volke hat ſie nicht eben 
gute Früchte getragen. Was ſoll aus der Autorität der Lehrer gegen⸗ 
über den Schülern werden, wenn ein Landrath ſie öffentlich „dumme 
Jungen“ nennt? In der Verfügung vom 20. September hat der Mi⸗ 
niſter die Lehrervereine aufgefordert, ſich an die Seminarien anzuſchlie⸗ 
ßen und deren Direktoren an den Verſammlungen theilnehmen zu 
laſſen. Das kann man nur billigen, nicht aber die Begründung dieſer 
Aufforderung durch den Lehrern gemachte Vorwürfe. (Redner verlieſt 
den Erlaß des Miniſters; die darin gegen die Lehrer erhobenen Be⸗ 
ſchuldigungen werden vom Zentrum und den Konſervativen mit zu⸗ 
ſtimmenden Rufen begleitet.) Ich konſtatire, daß das Zentrum und 
die Konſervativen dieſe Anklagen beſtätigen. Ich bin anderer Meinung. 
Allerdings müſſen wir die höchſten Anforderungen an diejenigen ſtellen, 
denen wir die ſittliche Bildung der Jugend anvertrauen. (Sehr 
wahr!) Aber wenn hier Fehler vorkommen — und in welchem Stande 
kommen ſie nicht vor? — iſt es dann nicht richtiger ſie als Interna 
zu behandeln (Rufe rechts: Nein!), als ſie an die Oeffentlichkeit zu 
ziehen, daß Eltern und Kinder davon in den Zeitungen leſen, und das 
Band zwiſchen Schule und Haus gelockert wird? Leider iſt die Un⸗ 
botmäßigkeit der Kinder und der Widerſtand der Eltern gegen Maß⸗ 
regeln der Lehrer gewachſen. Auch lieſt das Volk aus den in der 
Verfügung aus Spestalfällen gezogenen allgemeinen Behauptungen 
nicht nur Vorwürfe gegen die betreffenden Vereine, ſondern gegen die 
geſammten Lehrer heraus. Solche Vorwürfe können die Freudigkeit 
zu dem Berufe nicht heben. Steht es denn aber wirklich fo 
ſchlimm mit den Lehrervereinen? (Rufe rechts: Ja!) Sie gingen 
bei ihrer Entſtehung wohl mitunter über die Ufer einer ruhi⸗ 
gen Entwickelung hinaus, aber das iſt jetzt viel beſſer gewor⸗ 
den. Man darf ſie nicht mit den großen Lehrerverſammlungen 
verwechſeln, in denen manches geſprochen wurde, was beſſer 
unterblieben wäre. Gerade um dies zu verhindern, wählte man 


die ſtrengere Form der Lehrervereine. Auch die allgemeinen Verſamm⸗ 


lungen haben Großes und Gutes gewirkt, wie mir der zu ihrem Be⸗ 
ſuche geſandte Vertreter der franzöſiſchen Regierung bezeugt hat. Die 
Vereine beſchäftigen ſich meiſt mit pädagogiſchen Fragen; ſie ſind in 
Preußen beſonders dem Verlangen auf Beſeitigung des Religions⸗ 
Unterrichts aus der Schule entgegengetreten, indem ſie denſelben als 
einen nothwendigen integrirenden Beſtandtheil des geſammten Unter⸗ 
richts bezeichneten und ihn konfeſſionell ertheilt ſehen wollten. (Hört!) 
Konfeſſionellen Unterricht der anderen Gegenſtände verlangen jie frei⸗ 
lich nicht. Der Miniſter erklärt ferner, daß die „ausſchließliche Selbſt⸗ 
hilfe nicht gute Früchte getragen habe. Die Vereine zur ausſchließ⸗ 
lichen Selbſthilfe find ſolche, die ſich nur mit der gegenſeitigen Ver⸗ 
ſorgung von Wittwen und Waiſen beſchäftigen. Der Lehrerſtand hat 
darin Größeres geleiſtet, als jeder andere. (Redner zählt die von den 


Ire und die Bevölkerung vermiſſe die gleiche Gerechtigkeit, welche 


gemacht wird. Da jagt man: ſo und fo hat der Miniſter IN 


Peſtalozzi⸗Vereinen aufgebrachten Summen und geſtiftete 
und Waiſenverſorgungen auf.) Dieſe Opferwilligkeit der 
ihnen zum Vorwurf gereichen? Sollen ſie denn das Ve 
nicht wie alle anderen Bürger genießen? In allen andern, 
deutſchen Ländern unterſtützen die Regierungen die Lehrervere 
König von Schweden hat perſönlich eine Lehrerverſammlun er 
In Elſaß⸗Lothringen wünſcht man ſogar, daß dieſe Vereine NM 
feſten Damm Seen unpatriotiſche Beſtrebungen bilden. Jeg 
Preußen haben Bezirksſchulräthe an den Lehrerverſammlungen Sek 
nommen und ſich über ihren Geiſt gefreut. Die Regierung zu Si 
hat mit Recht die Schulaufſichtsbehörden aufgefordert, an dieſen AN 
ſammlungen theilzunehmen, um die Lehrer kennen zu lernen und bi 
Anſichten ſofort zu berichtigen. Die Männer der Volksvertze ih 
ſollten ein Gleiches thun und die Verbindung von Schule und A | 
durch Einrichtung von Schulvereinen zu fördern ſuchen. Ich bitte e 
alle, dieſen Beſtrebungen Ihre wohlwollende Theilnahme zu ës 
(Beifall links.) TN 
hat a 


Kultusminiſter v. Puttkamer: Der Herr Vorredner 
recht enttäuſcht; er war als der einzige Redner für den Etat einen 
ſchrieben und ich erwartete eine Stütze an ihm zu finden; Gett dir 
hat er, wenn auch in ſehr gemäßigter Form, die allerſchwerſten a? 
würfe gegen meine Amtsführung erhoben. Hätte er freilich men 10 
Erlaß vom 20. September etwas genauer geleſen, ſo würde er 10 
einen erheblichen Theil feiner Bemerkungen haben ſparen können (8 
wahr! rechts), denn hier liegt oſſenbar ein kleines Mißverſtändniß 
Grunde. Wenn der Herr Abgeordnete lieſt: Kein wahrer Freund Z 
Volksſchule wird der Meinung ſein, daß die in den letzten Jahrſeh ad 
hervorgetretenen Verſuche des Lehrerſtandes, auf dem Boden der 1 
ſchließlichen Selbſthilfe ihre Intereſſen zu vertreten, im Allgemein 
von gutem Erfolge begleitet geweſen find, fo lieſt er daraus hein 
ich häkte diejenigen Lehrervereine, welche ſich ausſchließlich mit Ei 
hilfe beichäftigen, brandmarken wollen. Davon iſt doch abſolut an 
keine Rede, ſondern ich habe, wie der Zuſammenhang meines Gro 
deutlich zeigt, ſagen wollen: diejenigen Lehrervereine, welche Dann 
matiſch loslöſen von ihren natürlichen Anknüpfungspunkten und 
ausſchließlich auf den Boden der Intereſſenſelbſthilfe ſtellen, wil 
gerade nicht unter meinen Schutz nehmen. Wenn der Vorredner fan 
man könne es den Lehrern nicht verdenken, wenn fie Peſtalozzivereinegſh 
deten und für ihre Wittwen u. ſ. w. ſorgten, fo verſteht ſich das mn 
ſelbſt, daß ich derartigen Beſtrebungen meine volle Sympathie zum 
Ich werde mir das Recht nicht nehmen laſſen, überall da m 
kritiſchen Sonde anzufaſſen, wo ich es für nothwendig halte. 
rechts.) Wie kann man aber überhaupt meine Rede vom 11. 
jo mißperſtehen, daß man ihr unterſchiebt, ich hätte den et 
angegriffen. Ich habe dagegen damals ausdrücklich erklärt; u 
großen Freude beſtätigen mir meine langen amtlichen (o 
daß der Kern unſeres Lehrerſtandes ſittlich intakt und geſund fe 
habe alſo nicht die Majorität des Lehrerſtandes angegriffen, 
ihnen ein ehrendes Zeugniß ausgeſtellt. Ich habe auch das Gute, 
Vereine anerkannt, aber nur die ſchiefe Richtung einzelner geen 
net. Das vom Vorredner erwähnte Anſchreiben, das mi ter 
bekannt war, iſt ſehr erfreulich; aber es möchte dies wohl mu 
Konſequenz meines ernſten Wortes fein, das ich hier an den bei 
den Theil des Lehrerſtandes richtete. Ich muß ſagen, wenn ng 
ich, anerkennt, daß die Volksſchule die wichtigſte Inſtitution des 
ßiſchen Staates iſt, jo muß man dafür ſorgen, daß Diejenigen, 
an Deler großen nationalen Arbeit Antheil haben, von jedem © 
rein erhalten bleiben und das war die Abſicht meiner Worte, 
rechts.) Für den Lehrerſtand wird ſtets geſorgt werden, aher 
darf er den Anſpruch erheben, ein Staat im Staate zu ſe 
darf nicht eine ganze Anzahl derartiger Strömungen, die ſich 
einen und in der Lehrerpreſſe kundgiebt, zu den lebhafteſten 23 
niſſen Anlaß geben. Ich will Sie nicht behelligen mit de 
ſehr traurigen Früchten dieſer Lehrerpreſſe, wenn Sie ſie 
werden Sie finden, daß meine kritiſchen Bemerkungen hinter 
lichkeit zurückbleiben. Was in einem Theil dieſer Preſſe gelei 
an unliebſamen Bemerkungen über die Kirchen und deren Org 
weiſt das äußerſte Maß von Verkennen der öffentlichen Ste 
Lehrerſtandes. Sollte ich jedoch etwa beim Elementarſchu 
einmal nach dieſer Richtung hin provozirt werden, würde ich 
denken tragen, Ihnen Einiges aus dieſer Blumenleſe mi 
was, glaube ich, eine gewiſſe Senſation in dieſem Haufe beug 
würde. Wenn der Ag. Rickert aber jagt, ich habe dieſe Vorm 
hoben, ohne fie zu beweiſen, fo hätte er das unterlaſſen follen. 28 
Licht wirft das auf mich? Danach habe ich entweder die Un 
gejagt, oder ich habe das, was ich geleſen habe, nicht verſtanden und 
quenzen in den Wind gezogen. Ich habe damals das Material und ich 
mit Zuſtimmung des Hauſes, aus einem einfachen ethiſchen Gru 
veröffentlicht, ich wollte hier im Hauſe nicht Erörterungen p 
über Dinge, die doch auch zum Theil in die Nachtſeite der mee 
Natur gehören. Wenn der Abg. Rickert aber einen weſentlichen 
meines Verfahrens darin ſieht, daß ich die Veröffenklichun 
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Es mag dies der Fall fein, aber in der Lehrerſchaft ſelbſt herrſ 
die entgegengeſetzte Anſicht. (Widerſpruch rechts.) 


hätte er doch bedenken ſollen, daß im Volke dieſer Unterſchie ni 
Schulmeiſter geſprochen und in vielen Kreiſen ift das gewiß mit“ 


begrüßt worden. Auch die Behauptung des Miniſters, daß er 
die Lehrer einen Vorwurf überhaupt nicht erhoben habe, exfen 
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bztten thun ſollen. _(Heiterfeit.) Endlich behauptete der Herr Mi⸗ 
1 015 5 über se Lehrerpreſſe ſprach, die Lehrer verſtänden nichts 
pädagogiſchen Fragen. Einen ſolchen unerhörten Vorwurf, der an 
n Sat vom beſchränkten Unterthanenverſtande erinnert, hätte ich in 
31 That von dem Herrn Miniſter nicht erwartet. Wer ſoll 
5 n ein Urtheil über Pädagogik haben, wenn nicht diejenigen, 
zelche dieſelbe als ihren Lebensberuf betreiben? Solche Aeuße⸗ 
E vom Miniſtertiſche find nur geeignet, das Vertrauen 
kes zur Lehrerſchaft zu erſchüttern und ihre Wirkſamkeit 
Wenn der Herr Miniſter das Beweismaterial für ſeine 
auptungen nicht beibringt, wozu ich ihn hiermit auffordere, 
wird er ſich ſagen laſſen müſſen, daß er der Schule durch ſeine 
5 lusführungen einen guten Dienſt nicht erwieſen hat. (Heiterkeit rechts, 
gell links. i 8 
Zog, Grumbrecht: Herr Windthorſt hat gejagt, daß ich dem 
gaſſeſten Byzantinismus verfallen ſei, wenn ich nicht wüßte, daß paſſiver 
Miderſtand in dieſen Fällen Gewiſſenspflicht ſei, und er hat mich auf⸗ 
gefordert, Beweiſe zu bringen, daß das Zentrum in Verſammlungen 
ie Ungehorſam gegen die Geſetze aufgefordert habe. Herr Windthorſt 
unt mich ſeit einem Menſchenalter, er muß wiſſen, daß ich dem 
che jener Zeit gerecht geworden bin: Man ſoll Gott mehr gehor⸗ 
18 den Menſchen. Er iſt nicht im Stande, mich eines Bpzanti⸗ 
nismus zu beſchuldigen; er weiß recht gut, daß wir unſeren Ueberzeu⸗ 
ungen, die allerdings ſelten dieſelben waren, jeder Zeit treu geblieben 
An. Aber trotzdem giebt es zwei Geſetze, von denen das eine Anti⸗ 
Windthorſt, das andere Anti⸗ rumbrecht genannt wird, da haben wir 
emeinſchaftlich dem Byzantinismus, der in Hannover unter Georg V. 
herrschte, widerſtanden. Ich berufe mich auf das Haus, daß vom Zen⸗ 
trum oft erklär“ worden iſt, die Geſetze Weien nicht nur ſchlecht, ſondern 
auch unverbindlich und nichtig. (Unruhe. Abg. Windthorſt: das iſt 
nicht wahr!) Wenn Sie dem Einzelnen die Befugniß geben, nach ſei⸗ 
her individuellen Meinung über die Schlechtigkeit und Giltigkeit eines 
Geſetzes zu entſcheiden, dann löſen Sie den Staat auf. Man hätte 
als erſten Paragraphen des Strafgeſetzes beſtimmen ſollen: Wer es 
wagt, die in giltiger Form zu Stande gekommenen Geſetze für unver⸗ 
bindlich zu erklären, wird aus dem Lande gejagt. (Heiterkeit.) Ich 
5 gebe zu, daß man einem Geſetze, ſofern es der inneren Ueberzeugung 
abſolut widerſpricht, nicht zu folgen braucht und paſſiven Widerſtand 
eite. (Lachen im Zentrum.) Ich gehe noch weiter, ich behaupte, daß un⸗ 
ter Umſtänden aktiver Widerſtand erlaubt iſt. (Hört, hört! Lachen.) Ich 
perwahre mich aber dagegen, daß ich einem Einzelnen die Befugnitz 
ziuſchreibe, Widerſtand zu leiſten (Zurufe: Wie viele müſſen es 
denn fein?) So viele, daß man Te nicht aufführen kann. (Unruhe.) 
Mit der katholiſchen Kirche, d. h. mit der katholiſchen Religion (Un⸗ 
kuhe) iſt jeder Staat unvereinbar, der nicht theokratiſch geordnet iſt 
und Prieſterherrſchaft hat. Es können in einem Gemeinweſen nicht 
zwei zugleich die erſte Rolle ſpielen. Windthorſt hat ſelbſt zugeſtanden, 
Daß der Streit zwiſchen Kirche und Staat prinzipiell nicht zu ordnen 
ſei; daß man nur einen modus viyendi ſchaffen könne. Haben Sie 
ſich dazu je geneigt gezeigt? Sind Sie dem Staate entgegengekom⸗ 
men? Es haben ja alle Parteien zugegeben, daß einzelne Punkte der 
aigeſetze nicht beibehalten werden können. (Hört! hört!) Ich würde 
eder Aenderung der Maigeſetze zuſtimmen wenn nicht wichtige Vorrechte 
des Staates dabei in Kolliſion kämen. Sie haben ſich bei der kirchen⸗ 
politiſchen Debatte auf einen rein negirenden Stanpunkt geſtellt. Was 
Sie fordern, kann Ihnen lein Staatsmann gewähren, und darum — 
das iſt mein Rath — ſeien Sie beſcheidener, dann werden Sie Frieden 
haben. (Beifall links, Lachen im Zentrum.) ee 
Abg. Nickert: Ich bedaure, daß der Miniſter mich in die De⸗ 
batte gezogen hat. Ich werde ihm aus dem ſtenographiſchen Bericht 
beweiſen, daß ich ſeine Rede vom 11. Februar richtig aufgefaßt habe. 
Ich habe ihm durchaus in keiner Weiſe zu nahe treten wollen; ſeine 
Rede war jedenfalls geeignet, den Lehrern viel mehr wehe zu thun, 
als meine Worte ihm thun können. Ich verlange vom Miniſter auch 
gar kein Material darüber und zwar im Intereſſe der Sache, die er 
heute zu meiner Freude anders vertreten, als damals. Es iſt nicht 
erwünſcht, über dieſe Dinge hier mehr als abſolut nothwendig éi per⸗ 
handeln, deshalb begrüße ich es mit Genugthuung, daß der Mintiter 
‚feine Rede — nach meiner Auffaſſung wenigſtens — ia ſehr weſent⸗ 
lichem Maße eingeſchränkt hat. Wenn ich den Miniſter in ſeiner Rede 
am 11. Februar falſch verſtanden habe, ſo haben dies Viele hier und 
m Lande auch gethan. Er hat damals nicht von einzelnen Lehrern 
geſprochen, ſondern den Lehrerſtand als ſolchen charakteriſirt. Wenn 
kr das nicht gemeint hat, ſo freue ich mich ſehr hierüber, und daß ihm 
eſe Debatte Gelegenheit gegeben hat, die Sache nach dieſer Seite hin 
chtig zu ſtellen. (Redner verlieſt Stellen aus der Rede des Miniſters 
vom 11. Februar, in welcher derſelbe von zunehmenden bedenklichen 
Strömungen „im Lehrerſtande“ und der Haltung „des Volksſchulleh⸗ 
kerſtandes“ ſpricht und konſtatirt, daß „in der Mehrzahl“ ihrer Preß⸗ 
organe die von ihm gerügten Fehler zu bemerken ſeien.) Dieſe Aeuße⸗ 


maligen Rede nur die Konſequenz dieſes Satzes ziehen müſſen. Ich er⸗ 
warte ruhig ihre Antwort und die Antwort des Landes; ich bin nicht 
im Zweifel darüber, wie die letztere ausfallen wird. (Beifall.) 
d Miniſter v. Puttkamer: Der Abg. Rickert bedauert mit Un⸗ 
echt, daß ich feinen Angriff in der Generaldebatte hier beantworte, 
denn dieſer Angriff war ein ſehr ſcharſer. Er meint es gewiß ſehr 
ut mit mir (Heiterkeit), wenn er mir Gelegenheit geben will, meine 
deußerungen vom 11. Februar einzuſchränken. Wenn in irgend einem 
omeiner Worte eine Einſchränkung meiner damaligen Rede liegen könnte, 
jo nehme ich das ausdrücklich hiermit zurück. (Beifall rechts.) Man 
ſoll mir nicht nachſagen, daß ich durch irgend eine Preſſion von dieſer 
oder jener Seite mich in der Erfüllung meiner Obliegenheiten habe 
"Ir machen laſſen. Ich habe die Mittheilungen damals mit ſchwerem 
Herzen gebracht und freue mich, daß der Abg. Rickert in richtiger Er⸗ 
kenntniß der Sachlage auf die Beibringung des Materials verzichtet. 
Der Abg. Knörcke denkt in dieſer Beziehung vielleicht naiver. (Heiter⸗ 
keit.) Gerade weil ich meine, daß an dem Schilde der Volksſchule kein 
Stäubchen, kein Makel haften dürfe, glaube ich rückhaltslos die funda⸗ 
mentalen Mängel zur Sprache bringen zu müſſen, die ſich meinen 
amtlichen Augen aufdrängen. Dies konſtatire ich ausdrücklich, denn 
ich wünſche nicht, ſo gut es gewiß Herr Rickert mit mir gemeint hat, 
zu meinen früheren Ausdrücken in irgend welchen Widerſpruch zu treten. 
Geifall rechts.) i 
Abg. Stroſſer: Der Vorwurf des Abg. Windthorſt gegen die 
konſerrpative Partei iſt unbegründet. Wir empfinden die Schäden, 
welche der Kulturkampf der Kirche und dem Staate zugefügt hat, die 
Simultaniſirung der Schulen, die Schädigung der Stellung der Kirche 
zur Ehe, die Verwaiſung der Pfarreien, die Beeinträchtigung der Seel⸗ 
ſorge, die Lockerung aller ſittlichen Feſſeln, die Vernichtung zahlreicher 
Armen⸗ und Waiſenanſtalten und alle ſonſtigen Uebelſtände ſehr tief, 
und richten deshalb an die Regierung die dringende Bitte, Alles zu thun, 
aum den Frieden ſo bald als möglich herbeizuführen. Das Wort: Ich will 
Nrieden haben mit meinem Volke! wird auch in dem Herzen unſeres Mon⸗ 
gchen einen Wiederhall finden. (Beifall im Zentrum.) Wie der Abg. 
angerhans es „unglaublich“ finden kann, daß man Männer wie 
aſenclever nicht beftätigt, iſt mir nicht verſtändlich. Jemand der nicht 
veng auf dem Boden des Bekenntniſſes ſteht, kann wohl als Mitglied 
er Kirche angehören, er kann aber nicht ein Amt in derſelben ver⸗ 
Bolten, Die Behauptung, daß die Orthodoxie unter der Sonne der 
uld von oben her täglich zelotiſcher werde, während fie ſehr bald 
Poſchwinde, wenn dieſe Sonne zu ſcheinen aufhöre, iſt ein unerhörter 
orwurf, den ein Abgeordneter nicht zu erheben wagen ſollte. Weiß 
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der Abgeordnete Langerhans denn nicht, daß unſere Drihodorie fait 
von allen Superintendenturen und Konſiſtorien ausgeſchloſſen iſt? Nach 


der bei ihm herrſchenden Begriffsverwirrung mögen ihm allerdings auch 
diejenigen Männer als Oorthodoxeerſcheinen, die ſich in jenen Stellen befinden. 
Die liberale Partei wirft dem Miniſter vor, daß er dadurch, daß er 
ſeine Vorwürfe öffentlich ausgeſprochen, die Autorität der Lehrer er⸗ 
ſchüttert habe. Aber denken denn die Herren gar nicht daran, daß ſie 
ſelbſt täglich große Reden gegen die en halten, ohne ſich Ge⸗ 
wiſſenbiſſe darüber zu machen, ob die Autorität der Miniſter dadurch 
erſchüttern wird oder nicht? Für die Intereſſen der Lehrer ſteht jede 
Partei ein, das kann uns aber nicht abhalten, auch die Schäden offen 
anzuerkennen. Wir werden die Autorität des Lehrerſtandes dadurch 
am beſten wahren, wenn wir die ſchlechten Elemente deſſelben recht 
ſcharf in die Zucht nehmen. 

Abg. Windthorſt erklärt ſich zunächſt mit dem, was der Mi⸗ 
niſter über die Schule geſagt hat, einverſtanden und dankte dem Abg. 
Stroſſer für ſeine Worte über den Kulturkampf. Herr Grumbrecht 
hat heute das Recht zum paſſiven Widerſtande anerkannt, er hat ſogar 
den aktiven Widerſtand als unter Umſtänden erlaubt bezeichnet. Dem 
müſſe er mit Entſchiedenheit widerſprechen, damit nicht etwa ein Ultra⸗ 
montaner ſich durch die Autorität des Herrn Grumbrecht verleiten 
laſſe. Die Beſſerung der Lage der Katholiken im Badiſchen ſei nicht 
den badiſchen Abgeordneten Baumſtark und Hans Jacob zu verdanken, 
ſondern der hochherzigen Initiative des Großherzogs und der Groß⸗ 
herzogin. Dieſes Beiſpiel läßt mich hoffen, fährt der Redner fort, daß 
auch wir einer hochherzigen Initiative die Beſſerung unſerer Lage ver⸗ 
danken werben. (Beifall im Zentrum.) Der Miniſter hat mich der Ueber⸗ 
treibung geziehen; die Behandlung, die uns zu Theil wird, macht das 
Blut in den Adern kochen; wenn er Jahre lang getreten wird, dann 
krümmt ſich auch der Wurm. Den Art. 5 des neuen kirchenpolitiſchen 
Geſetzes, den der Miniſter als ſo ſegensreich bezeichnet, verdanken wir 
nicht der Regierung, Tor dern er tft entſtanden aus einem von mir ge: 
ſtellten Antrage, den die Konſervativen umgeſtaltet haben. Davon ſo 
viel Aufhebens zu machen, verbot die Beſcheidenheit. (Heiterkeit.) Der 
Artikel 5 hat ſegensreich gewirkt, aber es fehlt an Geiſtlichen, welche 
eintreten können in die Lücken. Wenn der Miniſter ſich dann gegen 
meinen Antrag ſchon im voraus gewendet und erklärt hat, daß er die 
Grundſätze der Maiſgeſetzgebung umſtoße, dann muß ich doch kanſtati⸗ 
ren: Im 19. Jahrhundert iſt in Preußen das Meſſeleſen und Sakra⸗ 
menteſpenden mit Strafe bedroht. Der Miniſter ſagt, er wolle ab⸗ 
warten. Selbſtherrlich iſt es allerdings, landesherrlich iſt es nicht. 
(Beifall im Zentrum. Ziſchen rechts und links.) SE 

Miniſter v. Puttkamer: Ich glaube kaum, daß ich ſeitens des 
Abg. Windthorſt einen Vorwurf verdient habe. (Sehr wahr! rechts.) 
Ich habe nicht mit verſchränkten Armen gewartet und ruhig zugeſehen, 
wie die Seelſorgernoth ſteigt. Der Staat hat die Initiative ergriffen: 
ich hätte gewünſcht, daß Herr Windthorſt ſeine Mahnung an anderer 
Stelle angebracht hätte. (Widerſpruch im Zentrum.) Ich habe im 
Sommer ausgeführt, daß wir beim römiſchen Stuhl kein Entgegen⸗ 
kommen gefunden haben; unſere Konzeſſionen wurden uns nicht ange⸗ 
rechnet. Das Breve vom 24. Februar wurde ſo interpretirt, daß alles 
in das Belieben der kirchlichen Behörden geſtellt wurde. Wir warten 
deshalb, aber wie der Vorredner hinzuzufügen vergeſſen hat, wohl⸗ 
wollend. (Beifall rechts.) 5 \ 

Abg. Windthorſt verlangt nochmals die Vorlegung der wiener 
Verhandlungen; was daraus veröffentlicht worden, gereicht dem 
Zentrum zur Ehre. Wenn die Regierung in dieſer Stellung verharrt, 
müſſe er De der Herzloſigkeit anklagen. (Beifall im Zentrum.) 

Damit ſchließt die Debatte. Kapitel 109: Miniſterium, ferner 
110: Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten, und 111 Evangeliſcher 
Oberkirchenrath werden genehmigt. 

Um At Uhr wird die weitere Berathung des Kultusetats auf 
Freitag 11 Uhr vertagt. 


Helegraphiſche Nachrichten. 

Straßburg i. E., 9. Dezember. In der Depeſche aus 
Straßburg i. E. vom 7. d. (in Nr. 853) iſt in der zweiten 
Spalte Zeile 9 von oben nach dem Worte „entgegen“ folgender 
durch ein Verſehen der Telegraphie verſtümmelter Satz einzu⸗ 
ſchalten: | 

„Ich kenne den Grundton der deutſchen Nation zu gut, um nicht 
u wiſſen, daß ihre Vertreter eine diktatoriſche Behandlung von Elſaß⸗ 
Lothringen nicht wollen und die Möglichkeit herbeiwünſchen, Elſaß⸗ 
Lothringen auch in Bezug auf ſeine Verfaſſung gleichberechtigt neben 
den andern deutſchen Ländern zu ſehen. Den Weg der hierzu führt, 


habe ich angedeutet.“ 

Peſt, 9. Dezember. Das Unterhaus hat den Antrag des 
Deputirten Madaraſz, die Verzehrungsſteuervorlage erſt nach den 
Weihnachtsferien zu berathen, mit einer Majorität von 7 Stim⸗ 
men angenommen. Miniſterpräſident Tiſza hatte ſich gegen den 
Madaraſz'ſchen Antrag ausgeſprochen und den Antrag Apponyi's 
befürwortet, wonach die Berathung der gedachten Vorlage nächſten 
Mittwoch ſtattfinden ſollte. 

Rom, 9. Dezember. Wie verlautet, werden der Handels⸗ 
vertrag mit der Schweiz, die Handels⸗ und Schifffahrtsverträge 
mit Belgien und England und der Schifffahrtsvertrag mit Frank⸗ 
reich demnächſt auf ein Jahr verlängert werden. Bezüglich 
Deutſchlands dürfte ſich Italien, da eine Verlängerung des Han⸗ 
delsvertrages zwiſchen Deutſchland und Italien nicht zu Stande 
gekommen iſt, mit der Reciprocität auf der Grundlage der Ze 
ſtimmungen für die meiſtbegünſtigten Nationen begnügen. — 
Nach dem Miniſter des Auswärtigen zugegangenen Mittheilungen 
ſind die Hauptſchuldigen, welche ſich an italieniſchen Fiſchern in 
Mytilene vergriffen hatten, Türken und bereits verhaftet. 

London, 9. Dezember. Die „Times“ meldet in ihrem 
Cityartikel, daß nach hier eingegangenen Telegrammen einige 
große Falliſſements von Kaffeeſpekulanten in Amerika vorgekom⸗ 
men ſind. Die beiden größten fanden in Newyork, eins in 
Boſton ſtatt. Es herrſcht in Folge deſſen Panik auf dem 
Kaffeemarkt; das Geſchäft in Mineing⸗Lane erſcheint davon nicht 
beeinflußt. 

Petersburg, 9. Dezember. Zur Feier des St. Georgs⸗ 
feſtes fand geſtern Nachmittag um 12½ Uhr im Winterpalais 
ein feierlicher Gottesdienſt ſtatt, welchem ſämmtliche hier anwe⸗ 
ſende Ritter des St. Georgsordens und die Inhaber goldener 
Ehrenſäbel beiwohnten. Nach dem Gottesdienſte ſchritt der 
Kaiſer in Begleitung des Großherzogs von Oldenburg 
die Front der Truppen ab und begrüßte dieſelben. Abends 
gi: Uhr fand Galatafel ſtatt, an welcher der Kaiſer, die Mit⸗ 
glieder der kaiſerlichen Familie, der Großherzog von Oldenburg 
und die Ritter des St. Georgsordens theilnahmen. Während 
der Tafel traf ein Gratulationstelegramm des Kaiſers 
Wilhelm ein, nach deſſen Verleſung Kaiſer Alexander einen 
Toaſt auf das Wohl des Kaiſers Wilhelm, als des älteſten 
Ritters des St. Georgsordens, ausbrachte. 

Newyork, 8. Dezember. Der Marineminiſter Thompſon 


hat Leſſeps telegraphiſch mitgetheilt, daß er das Präſidium des 
en Komite's der Panama⸗HGeſellſchaft definitiv über⸗ 
nehme. 5 8 
Newyork, 9. Dezember. Der Dampfer „Erin“ d tional⸗ 
Dampfſchifs⸗ Kompagnie (C. Meſſing che Linte) it r SE 


SE re an er in Poſen. — 

Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und E 
übernimmt die Redaktion keine Wee 
El 


Telegraphiſche Zbörfenberidite, 
Fonds: Sonrie, 


rientanl. 582. 
Elbthalbahn 7 
Franzoſen 241, 
1860er 


111225 1804er Looſe 172,50. Kreditlooſe 183,00. Ungar. Prämienl. 


3 proz. amortiſirb. Rente 87,178, Zproz. Rente 85,65, Anleihe de 
2 eſterr. old⸗ 
„Ruſſen de 1877 97,00. Franzoſen 
rioxitä 
277,00, Tüsken de 1865 12,95, Gyros, rumäniſche Rente 1 
Credit mobilier 665,00, Spanier exter. 21750, do. inter. 20%, Suez⸗ 
kangi⸗Aktien —, Banque ottomane 557.00, Societe gen. 610,09, Credit 
foncier 1396,00, Gonner 351,00, Banque de Paris 1145,00, Panave 
Nescomopie 522,00, Banque hypothecaire 612,00, II. Orientanleig⸗ 58%, 
Türkenlooſe 42,00. Londoner Wechſel 25,324, 5 proz. Rumäniſche An⸗ 
E e 105 95 gtalieniſc 
Tondon, 9. Dezbr. Conſols 99, Italieniſche 5proz. Rente 872, 
Lombarden 88, Zprozent. Lombarden alte —, Zprozent. Se neue 105 
öproz. Ruſſen de 1871 895, fra, Zuber de 1872 89, Deen. Rufen 
de 1873 89, Duren, Türken de 1865 128, Sproz. fundirte Amerikaner 
1048, Oeſterr. Silberrente 634, do. Papierrente —, Ungariſche 


Goldrente 953, Oeſterr. Goldrente 744, Spanier 213, Egypter 684. 
i 


Preuß. 4prozent. Conſols 100%, Aproz. bair. Anleihe 994, 
. 1818er Ruſſen — Ruhig. 5 Se SC EE 
Platzdiskont 2% pCt 
Wechſelnotirungen: 
RE 
dewyork, 8. Dezbr. ußkurſe. echſel auf London in Gold 
4 D. 78 C. Wechſel auf Paris 5,258. pet. fund. Anleihe 1014, 
40 Ct. fundirte Anleihe von 1877 113, Erie⸗Babhn 463, Central⸗Paciſee 
1148. Newyork Centralhabn 1448, Chicago⸗Eiſenbahn 139. 


ar Produkten⸗Courſe. 
Köln, 9. Dezember. (Getreidemarkt.) Weizen hieftser loco 99 50 
ſremder loco 23,00, pr. März 22,00, pr. Mai 22,00. Noggen Joes 
21,50, pr. März 20,00, pr. Mai 19,90. Hafer loco 15,00. D 
loco 30,00, pr. Mai 29,40 5 . 

Hamburg, 9. Dezember. (Getreidemarkt.) Weizen lolo ruhig, 
auf Termine feſt. Roggen loko ruhig, auf Termine feſt. Weizen 
ver Dezember 207 Br., 205 Gd., ver April⸗Mai 216 Br., 215 Gd. 
Roggen per Dezember 200 Br., 199 Gd., per April⸗Mai 194 Br., 
193 Gd. Hafer ſtill. Gerſte matt. Rübb! ruhig, loko 56, 
per Mai 56. Spiritus ſtill, per Dezember 474 Br., per Dezember⸗ 
Januar — Br., per Januar⸗Februar 475 Br., pr. Februar⸗März 474 
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Br., pr. April⸗Mai 47 Br. Kaffee flau, geringer Umſatz. Petroleum 


ruhig, Standard white loko 9,35 Br. 9,20 Gd, per Dezember 9,20 
Gd., ver Januar⸗März 8,60 Gd. — Wetter: Stürmiſch. 
Bremen, 9. Dezbr. Petroleum. (Schluß bereet) niedriger, 
Standard white loko 925 à 9,15 bez., per Jan.⸗März 9,45 Br., 
pr. Auguſt⸗Dezbr. 10,00 Br. 

Peſt, 9. Dez. (Produktenmarkt.) Weizen loko mäßige Kaufluſt, 
auf Termine luſtlos, pr. Früh. 11,75 Gd., 11,80 Br., pr. Herbſt 10,50 
Gd., 10,60 Br. Hafer pr. Frühjahr 6,30 Gd. 6,35 Br. Mais ver 
Mai⸗Juni 6,15 Gd., 6,17 Br. Kohlraps 121. — Wetter: Milde. 

Paris, 9. Dezember. Produktenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
feſt, pr. Dezember 29,25, pr. Januar 28,75, pr. Januar⸗April 28,50. 
pr. März⸗Juni 28,25. Roggen weichend, per Dezbr. 22,50, pex März⸗ 
Juni 22,25. Mehl feſt, pr. Dezember 64,50, pr. Januar 62,75, or. 
Januar = April 61,25, pr. März⸗Juni 60,50. Rüböl ruhig, per Ze 
zemver 74,25, per Januar 74,75, pr. Januar⸗April 74,75, pr. Mai⸗ 
Auguſt 75,50. Spiritus behpt, per Dezember 60,25, per Januar 60,50, 
per Januar⸗April 61,00, pr. Mai⸗Auguſt 60,25. — Wetter: Bedeckt. 

Antwerpen, 9. Dezember. Getreidemarr . (Schlußbericht.) 
Weizen flau. Roggen weichend. Hafer feſt. Gerſte träge. 

„Amſterdam, 9. Dezember. Getreidmarkt. Schlußbericht.) 
Weizen pr. März 299. Noggen pr. März 238, per Mai 230. 

London, 9. Dez. An der Küſte angeboten 11 Weizenladungen. 
— Wetter: Milde. : 5 

Liverpool, 9. Dezember. (Offizielle Notirungen.) 

Upland good om. 6, do. low middl. 68, do. middl. 68, 
Mobile middl. 68, Orleans HE ordin. 64, do. low middl. 64, 
do. middl. 615, Orleans middl. fair 78, Pernam fair —, Santos 
fair —, Bahia fair — Maceio fair 7715. Maranham fair 77, 
Egyptian brown middl. 6, do. fair 72, do. good fair 7%, do. white 
mid do. fair 78, do. good fair 72, M. . Broach fair — 
Dhollerah middl. 34, do. good middl. 44, do. middl. fair 48, 
fair 58, do. good fair 52, do. good 5%, Oomra fair 53, do. good 
fair Mat do. good 58, Seinde fair 44, Bengal fair 478, do. good fair 
418, Madras Tinnevelly fair —, do. do. good fair 53, do. Weſtern 
fair 418. do. good fair 54. 8 

Netwpork, 8. Dezember. Waarenbericht. Baumwolle in Newyork 
113, do. in New⸗Orleans 113. Petroleum in Newyork 98 Gd., do. ü 
Philadelphia 9% Gd. rohes Petroleum 64, do. Pipe line Certificats 
== E Ge 85 C. Rother Winterweizen 1 D 22 0. Mais (old 
mix . 
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Berlin, 2 Dezember. Mind: 
f. weißer 
2062 


bz. Gekündigt 3,000 tr. 
15 1000 Kilo loko Sen 


211% E Mark bez., 
Januar⸗Februar — bez., 
a 196—198 bez., 
1 212 M. 
nach Qualität gefordert. 
nach 


Ha 


Frodukten-Nörſe. 


fer 


: Veränderlich, windig. 


NW. Wetter 

. per 1000 Kilo loko 183235 M. nach Qualität 
Uderm. — M. ab Bahn bez., gelber — — 
Polniſcher — M. ab Bahn bezahlt, 
2 N bez., per Dezember⸗Januar — 
b M. bezahlt, per an 213% bez., per Juni⸗Juli 5696 

egulivungaprei3 207 M. 
a ach Qualität gef., ruſſiſcher — 0 
Kahn bez., inländiſcher 210—213 53 Bahn bez., feiner — M. ab S 
bez., polniſcher m. etw. Geruch — M. ab K 


bez. H 


dab Kahn bez. 


01—202 


per Dezember 
per 


per Dezembe 
per Dezember = Sam 210 a 
Se: 
Juli Gi ez. 
ee Gerſte per 1000 Kilo loko 145-200 
per 1000 Kilo loko 146—168 


Qualität gefordert, ruſſiſcher 147150 bezahlt, oſt⸗ und weſt⸗ 


April⸗Mai 
Rog 


90 105 
rk bez., 


pPreußiſcher 148153 bez., pommerſcher und mecklenburgiſcher 152 bis 


154 M. bez., 
Dezember 149 en Dezember - 
M. Mai⸗Juni a G. Ge 


ark. 
Ern 178—186 M. 
M. nom. nach Qualität gef. 


144 bo. per April Mai 187 670 
er Së ab Bahn bez., amerikaniſcher — — ab 
Gekündigt — Zentner. Regulirungspreis 


mehl per 100 Alogr. b 


iind. — Zentner. 
Erbſen per 1000 Kilo Kochwaare 180 —21 d 
Mais per 1000 Kilo loko 143—146 
per Dezember 


brutto 00. 5 


146—152 bez., böhmiſcher 146 —152 
Ge April⸗Mai 151 
0 


Januar — bez., 
1437 M., 


. 
31,00—29,50 . 


per Januar 
per Mai⸗Juni 137 M., 


— Weizen⸗ 


bez., per 


Bahn bez. 
29 50 bis 


Mai⸗ 
Gekünd. 3,000 Ztr. 


28,50 M., 0/1: 13 bis 27,50 M. — 250 ARE 300 
Sack 0: 29,75 bis 28,75 M., 91: 28,50—27, Dez. 28.50 
1 -28,60 Dez. 8 28,50 23,69 bez., pr. Jan. ⸗Febr. 28,50-28,60 28 ber. 
M. E Dec? 50-28. 60 b 50 Bun 55 — 5 Se 98,5) 


28,5 M. bez., per Dezember - GE 28,5 Mark bez., pe Jan.⸗ 
Sehr 28,5 bez., Febr. Mär; — bez., ärz⸗April — Markbz., April⸗ 
Mai 27,0 bez. Gekündigt — Ztr. d Ae — M Spiri⸗ 


per Dezember 
2 Mark bez., der 


Ja anuar⸗ Februar 55,0 bez., Ss n ge —, per März⸗ 
April — Mark bez., ee April = Mai 55,9—56,2 M. bez, per 
Mai⸗Juni 56,1—56,4 bez., Juni⸗Juli 57,0-572 bz. Gekündigt — 


Liter. Regulirungspreis — M. (Berl. Börſ.⸗Ztg.) 


Bromberg, 9 Dezember 1880. [Bericht der Handelskammer. 
Weizen: flau, hellbunt 200 — 210, hochbunt und glaſig 20220, 
abfall. nach Qualit. 170—190 Mark — Roggen: ruhig, fein loco 
inländ. 2 0—%X3 Mark, ger. nach Qual. 175 —190 Mark. — Jerſte 
feine Brauw. 160170 Mark, grote 150—160 Mark, kleine 135 —145 

Mark. after’ loco 135 155 . et — Gent Zen: 


Berlin, 9. Dezember. 


um ſo bemerkenswerther, 


azu angethan erſcheinen könnten, 
Gang des Geſchäftes zu üben. Aus London bird gemeldet, 
Goldabzug bei der Bank von England wieder größere Dimenſionen 


SG Die ana der aendern Bra 
Geſchäfts⸗Entwickelung an den vorangegangenen Tagen da 
BL E dr hatte heute nicht mehr den bisherigen Erfolg. Es kam im 
heutigen Verkehre eine feſtere Strömung zum Durchbruch, und iſt das 
als die begleitenden Umſtände gerade nicht 
einen günſtigen Einfluß = an 
aß der 


angenommen hat, und in den hieſigen Finanzkreiſen hält man eine 
5 Eiböbung des Diskontoſatzes in London für ſehr wahrſcheinlich. Die 
hieran geinüpften Betrachtungen zeigten ſich bereits wirkſam auf un⸗ 


ſerem heimiſchen Geldmarkte. 


FTuonds⸗ u. Ahlien: Bürſe. 


Berlin, den 9. Dezember 1880. 
Preußfiſche ur und Weld⸗ 
S Courſe 
N Conſol. Anleihe 4310500 bz 

é SR 1876 4 1100,10 bz 


Staats⸗Anleihe 4 100.00 bz 
b l 39 98,50 bz 
Od.⸗Deichb⸗Obl. dä 


De Stadt⸗Obl. A 103,60 bz 
Er 94 75 bz 


do. 
Sido. d. B. Kfm. Aë 
Pfandbriefe: 
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Land Central 
cn Neumärk. 


106,80 G 


do. neue 91,60 G 
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. Brandbg. 


ae neue 


Sa 
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do. 
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po. 
N neue 


ZE eintenbriefe: 
Rz u. Neumärk. 
Pommerſche 
. Re, ; 
` Preuß: 
Rhein⸗ u. Weſtfäl. 
Saächſiſche 
dh Schleſiſche 
2090 ,⸗Frankſtücke 16,17 8 
ENG S d Gr 
4.20.5 06 
16,67 bz 


20,48 bz 
81,00 bzB 


Engl. Banknoten 
do. einlösb. Leipz. 
Franzöſ. Banknot. e 
$ Oeſterr. SM 172,20 bz 
do. Silbergu 
. Ruf. aan 207,80 bz 
(E Deutſche Fonds. 
S Otſch. Reichs: Anl. | 4 100 10 bz 
A v.55 100 Th. 32,148.80 bz 


2 8 SE 


do. 5 Séi, 
Bair. Prüm. Anl. 
Braunſch. 20 thl.⸗L. 
Brem. Anl. v. 1874 
Cölu⸗Md⸗Pr.⸗Anl. 
Den. St.⸗Pr. Anl. 
Goth Pr. hb" 5 118,90 bz 
do. II Abt 5 11700 bah 
Hb. Pr. ⸗A. v. 1860 185,50 1716) 
Lübecker Fr.⸗Anl. 133 182,50 bz 
8 Mel Eiſenbhanl. 31 91,80 G 
“ — 20. 25 ba 


e 
j ger Looſe ` 
So"? B. 84105 106.25 © 


| N 65 100 05 6 
4 15 unk. 5 0 
S Se So 5 2110150 6 


Geld war weniger flüſſig, 


Pomm. B. 1. 120 
do. 1 1106 


do. unk. 

do. 

do. 1 

gu Bod.⸗Cred. 
bo. 


tee Nat. Hup. 5 
do. do. 
Kruppſche Obligat. 


do. 1885 18 
do. Bds. (and) 
Norweger, Anleihe 


Deſterr. Goldrente 4 
do. 


do. 


250 fl. 1 


do. do. 
Ungar. Goldrente 6 
do. St.⸗Eiſb. Akt. 5 
} Sat 
} kleine 
el. 6 
kalieniſche Rente 5 
do. Tab.⸗Oblg. 6 
umänier 8 
Finniſche Looſe — 
uff. Gentr.⸗Bod. 5 
ld Engl, A. 18225 
do. do. A. v. 18625 
Ruf. fund. A. 18705 
Ruff. cent. A. 18715 
18725 
1873 
1877 
do. 1880 
Boden⸗Credit 
Pr. ⸗A. v. 1864 
09. v. 1866 
5. A. Stiegl. 
„6. do. do. 
5 555 ES ⸗Obl. 
kleine 
Wi së, DL E. 


0. 
do. Li da 2 
Türk. Anl. v. 1865 
do. do. v. 1869 
do. Looſe vollgez. 


) Wechſel⸗ 
Amſterd. 1905 8 T. 

do. fl. 2 M. 
London 1 Se 8 T. 
do. do. 3 M. 
Paris 100% SL 8 T. 
Blg. Stot, 1007 F 3 T. 
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5 103.75 G 
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5 160 E De 


0 ba 


5 10% 80 B 


Ansländiſche Fonds. 
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75, 00 bzG 


Pap.⸗Rente 4 62, 40 bz 
550 f 881 CEV 63,10 bz 


do. Er. 100 fl. 1856 — 8334,00 B 
00. Bett A. v. 18605 123.10 bz 
v. 1864—306,75 bz 


94,00 bz 
89,50 G 
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50,10 bzB 
78 80 G 


88,0 bz 
89,25 G 


89,90 bz 
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56,00 bzB 
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33,25 bz 
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189-190 M. Se 179-180 Mark — Mais, R 
Raps, ohne Handel. — Spiritus: pro 100 Liter 
5250 —53,00 Mark. — ers 207 Mark 


Stettin, 9. Dez. (An der Bdrfe) Wetter: Schön. Kei: 
R. Barometer 28,2. Wind: W., lebhaft. 

Weizen wenig verändert, per 1000 Kilo loko gelber 200209 o 
be de 180-197 M weißer 203—212 M., per Dez. 303, 5 20 N 
bez., Frühjahr 211,0 0 . bez. — Roggen unverändert, per 1000 e 
loto inländiſcher 198 — 203 M., Libauer — M. z ruſſi ſcher — 


7 M. bez., per Mai⸗Juni 193,0 M. Br. und Gd., Juni⸗ 

— e Gerste wenig b 158 1000 Kilo loco eringe 140150 
Märker und Oderbr. 1 „Futter⸗ — M. Hafer uny 
dert, per u Kilo ds KE M. — Se matt, ‚per 1000 
10 


. 


U. ` 11 00 
Weizen, 2000 a 0 10,000 Liter Spiritus. — E Gite 
BEIS Weizen 203,5 M., Roggen 203,5 M., Rüböl 5 ., Gu 
tus 53.6. M. — Petroleum jete 10,5 M. tranſ. "zeg 


in Bezug auf das Geſchäft in den fpefulativen Montanwerthen waltete 
in gewiſſem Grade eine mattere Haltung vor. Die Berichte aus 

lasgow meldeten wieder einen Rückgang der Warrantspreiſe, und 
dies ruft für die betreffenden Papiere an unſerer Börſe ſtets eine 
Verſtimmung hervor, die von der Kontremine nach Möglichkeit aus⸗ 
genutzt wird. Die per Kaſſa gehandelten Bergwerks⸗ und Induſtrie⸗ 
Papiere waren indeß veehältnißmäßig ſehr feſt. Einheimiſche Eiſen⸗ 
bahnaktien blieben vernachläſſigt und zeichneten ſich mit einigen der 
ſogenannten leichten Bahnaktien durch regeren Verkehr aus. Dagegen 
begegneten die von Wien abhängigen Aktien der öſterreichiſchen Bahnen 
einer lebhaften Kaufluſt, trotzdem die Kurſe vielfach höher zur Notiz 


i 8 11 Ee Eiſenbahn⸗Stamm⸗Aktien. 
g an = e 29 90 b 
Bk. f. Rheinl. u. Westf 4 38,00 bz ene 4 1 55 
Ek., Sprit⸗u. Pr.⸗H. 49 00 bd 


4 
Berl. Handels⸗Geſ. 4 105,00 bzG 
do. Kaſſen⸗Verein 4 197 75 G 
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ne. 6.8 ` OK 
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[Danziger Brivatb, 4 113.50 Ca 
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ee ene e ` WE Kb 
D imar⸗ * 4 
Königsb. Ge? 4 | 98,50 bz aut H 50,60 bz 
ed 815 5 A 10700 1 
de. iscontob. 4 107. D 
Iiagbeb. Weivarb. H 113.50 6 WER, 
Mecklb. Bodencred. fr. 66,50 G Auſſig⸗Tepli f 
bo. Hypoth.⸗B. “ | 83,50 ba Böhm. Weſtbahn 108.50 56 
Meining. Cevith. 4 97 25 © Breſt⸗Graſewo 
| do. Hypothekenbl. 4 | 92,00 bz B Dux⸗Bodenva 92,10 556 
Dichter Fanta | 98,75 G, (Eliſoderb⸗Weſbann | 8370 ki 
[Norddeutſche Bank |4 169,50 bz Gal Franz Joleph 77.75 bz 
Hopp, Grund kredit 44,0 B Gal. (Karl Ludwig.) 5 120,40 bz 
een een EE Gotthard⸗Bahn 808 6 52.40 bz 
etersb. Intern Bl. id | 96,00 bz Kaſchau⸗Oderberg 56 75 bz 
Poſen. Landwirthſchſ! | 72,75 G Lüttich⸗Linburg 


13,50 bz 


332 50 bz 
Go 00 bz 


Poſener Prov.⸗Bankſz 116,50 oz 

Poſener Spritaktien ! Di 

Preuß. Bank⸗Anth. 43 

do. Bodenkredit! 95,10 bz 

do. Centralbdn. |4 130.00 bz 

do. Hyp.⸗Spielh. 4 99,50 bzG 
.⸗Handelsbt | 81.40 050 
iſche Bank 4 119,75 B 

| affhauſ. Bantv. “ | 98,50 Ia 

Schleſ. Bankverein 13 108.50 bz 

(Ginn. Bodenkredit 4 1134,50 G 


Oeſtr.⸗rz. SEEN. 
do. Nordw.⸗B. 
do. Litt. B. 

Reichenb.⸗Pardubitz 4 

Kronpr. Rud.⸗Bahn 

Niask⸗Wyas 

Rumänier 
do. Gertififate 

Ruſſ. Staatsvayn 

do. Südweſtbahn 

Schweizer Unionb. 

Schweizer Weſtbahn 

Süpöfterr. (Lomb.) 

Turnau⸗Prag 

Warſchau⸗Wien 


Invuftrie Aktien. 
Brauerei Patzenhof. 4 164,00 G 
Dannenb. Som, 4 

Deutſche Baugeſ. 4 | 64,00 638 
Dtſch. Eiſenb.⸗Bau 4 | 4,60 a 
OAtſch. ak e 4 


50 bz 
264.50 bz 


Eiſenbahn Stammnepvioritäten. 


61.80 bz 5 A 

E 8 8, ën EI 00 28 
Egells Zoch 29. 1 | 28,50 156 Halle ⸗Sorau⸗Gub. 96 30 55 
Erdmannsd. Spinn.|t | 30,00 bz 27 a Ke 5 101,60 b. 
Flor f. Charlottenb. a 88,50 G 
Friſt u. Roßm. Näh. 4 57,25 G 

- Jet e ⸗„Bergw. ! 124,50 bz 
[Georg⸗Marienhütte ! 95,10 G 
| bilien (B 1 9400 8 
Immobilien (Berl.) 00 92.50 
Krumſta, Leinen⸗J. | 95.00 B 4050 
Lauchhammer 33.80 G 


8 Laurahütte 


222 in 
ES 
EC — — 
STEH 
ki 
S 


43,00 bz 


Staatsbahn = Aktien. 


85 00 bag 
42 0 Brl.⸗Potsd.⸗Magd. 4 99,90 G 
Berlin⸗Stettin 48 115.00 58 
80,00 36 Cöln⸗Minden 6 148,00 bz 
Magd.⸗Halberſtadt 6 148 50 006 
Mgd.⸗Halbſt. Eabg. 4 88725 bz. d 
d do. B. unabg. 34 8 8,75 Sie 
öhlert Walch nt bn. (do. aba. 122˙75 bau 


Druck und Verlag von W. Decker u. eo. IE. None. im Boten. 


Pripatdiskont für feinſte Wechſel ſtellte ſich ele auf 1 pl. Auch 


Ié in nut 0 Berl 
bis 5,50, Lombarden 169—168 80.400 50-168, „50, Kreditaktien 40 
bis 506 — 409,50, Darmſtädter Bank 154,40 90 — 60. Diem 
Kommandit⸗ Antheile 181.60.—82,25—81,90, Deutſche Bank 151,2 
52,25—51,10 Laurahütte 118, 90— 60-75, Dortmunder Union 
bis & a er E Schluß aut SC E Nach Gay 
er Börſe traf die Meldung ein, daß die Bank von England 

nimalrate von 23 auf 3 pCt. erhöht habe. SE ve & 
Munſter⸗ Hamm Oberſchleſ. 5. 1874 4 
Niederſchl.⸗Märk. 99,90 558 SE 48 

Rhein. St. A. abg. 621 9,20 bz Cof,.⸗Oderb. € 
do. neue 40 proc. 5 153,10 bz 
do. Lit, B. gar. 98,80 G 


= 1 203,5 M. bez., 2040 M. E per 10 197100 


0. 0. ! 
do. Nied.⸗Zwgb. s; 

Starg. Bol. 4 
Giſenbdahn⸗Prioritäts⸗ 
Obligationen. 
Rad. Marin: E 0 
do. do. II. 5 


do. do. III. 
Berg.⸗Märkiſche I. 
F SE 

III. v. St. g. 
. do. Nat . 
. do. Litt. ©. 
F. 

V. 
VI. 
VII. 
I. 


do. } 
Rechte⸗Oder⸗Ufer 
Rheiniſche d 
do. v. St. gar.]s 


(6) 
G 
6 d 
v. 1874, 77 ai 101, ‚90 D 
Rh.⸗Nahe v. St. el : 

do. II. do. 4 

Schlesw.⸗Holſtein 43 
EE g 


Se eee 


N 


a. 
22 — Se? 


II. 
Si ug, b. SCH 4 
do. do. 


Ausländiſche Wrioricchten. 
Eliſaheth⸗ Weſtbahnſs ) 
Gal. Karl⸗Ludwig J.) 5 
do. do. U. 5 
Se do. II. ö 
do. do. IV. 5 
Lembzeg⸗Czernow.. 5 
do. 5 


5 


IV. 
Nahr Schl. C. B. 
Nee eh 


Sie SÉ Stab. 
do. Ergänzsb. 
e rz. Stab. 
1, Em. 
SE Nordweſt. 
Oeſt. Nrdwſth Lit. DS 
do. Geld⸗Priorib. 5 
Kaſchau⸗Oderb. gar. 5 
Kronpr. Rud. EE 5 
do. do. 186905 
do. do. 18725 
Rab⸗Graz Pr.⸗A. 4 
Reichenb.⸗Pardubitzs 
de (Lomb) 3 2 


or 

— 
S 
er 


euro: 
588 


= do. 
1 


er 
aa S 


Do. do. 
5 a v. Sk. 


— 
Sr IN 


D 


Schw. % 5 
D. Dän 5 0 102.1 


Eil: Minden 1. 4 99 70 0 9 
V. 4 99 70 ba 
5 VI. 4102 00 bz 
Groupe 441103,20 B 
9. do. 43110340 G 
Hannov. Zen LU 
do. do. II. 4 
DR. H 
Märkiſch⸗Poſener 4 102,00 8 
Nagd.⸗Halberſtade 4101,90 bz 
do. do, de 186544 101,90 bz 
do. do. de 1 43 101,90 bz 
ob. Leipz. A 47 103.00 B 
do. do. B. 4 | 99,50 bz 
do. Wittenberge a 101,70 G 


do. do. 
Niederſchl.⸗Märk. LA | 99,75 G 
dp. II. 2 624 thlr. d 

do. Obl. J. u. II. 
do. bo. Mi conv. 
Oberſchleſiſche A. 
FOR Ale B. |: 


ge gegen 


Charkow⸗Aſom g. 
do. in Lſtr. a 20 40 
Chark.⸗Krementſch. 

Felez⸗Orel, gar. 
doslow⸗Woron. ga 
Koslow⸗Woron, 1 

E ⸗Chark. 
K.⸗Chark⸗Aſ. ( 1) 
Rurateftiew, gar, 
Loſowo⸗Sewaſt. 
[Mosko⸗Rjäſan 
Wosk.⸗Smolensk 


NOS ** 


5 103, 
111.5 102,30 ES 

DD. Gë 101,40 0 d 
Zargkoe⸗Selo 69,00 G 


